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IM NAMEN DER REPUBLIK 

Das Landesgericht St. Pölten als Schöffengericht hat durch den Richter Mag. 

- als Vorsizenden sowie 1 - M - E - und Dr. A - H - als Schöffen über die

von der Staatsanwaltschaft St. Pölten gegen 

Julian Hessenthaler, geboren am 15.11.1980 in Wien, österreicher, Unter­

nehmer. letzte Wohnanschrift in 0-40055 Bertin, Eichkamp 

straße 92, 

ziJetzt ja Untersychl(lgshaft in der Justizanstalt St. Pölten, 

wegen des Verbrechens des Suchtgifthandels nach § 28a Abs 1 fünfter Fal. Abs 4 Z 3 

SMG ua strafbarer Handlungen erhobene Anklage nach der zuletzt am 30.3.2022 in 

Anwesenheit des öffentlichen Anklägers, Dr. -. des Angeklagten. Julian 

Hessenthaler, seiner Verteidiger, Dr. Wolfgang Auer und Dr. Oliver Scherbaum, sowie 

der Sctviftführerin, VB E - P -. durchgeführten Hauptverhanclung an diesem 

Tag 

zu Recht erkannt: 

Juian Hessenthaler ist schudig, er hat 

N S - K - bei nachstehend angeführten Tatangriffen vorsctviftswidrig 

Suchtgift, nämlich Kokain im Wirkstoffgehalt von zumindest 50 % Cocain in einer bei 

_______ .. _____ ., ______ ,.. __ ,. __ -----
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alen Tatangriffen die Grenzmenge (§ 28b SMG) und insgesarrt das 25-fache der 

Grenzmenge übersteigenden Menge von gesamt 1250 Gramm Kokain, sohin 625 

Q-amm Cocain-Reinsubstanz, du-eh gewinnbringenden Verkauf um € 40,- je Gramm 

Obertassen, und zwar 

1./ zu einem nicht mehr näher feststellbaren Zeitpunkt in der ersten Jahreshälfte 

2017 in Salzburg 250 Gramm, 

II./ zu einem nicht mehr näher feststellbaren Zeitpunkt etwa Mitte des Jahres 2018 

in der Nähe von Haag/Niederösterreich 500 Gramm, 

III J zu einem nicht mehr näher feststellbaren Zeitpunkt im Herbsl/Wnter des Jahres 

2018 in 4641 Steinhaus bei Wels 500 Gramm; 

BI zu einem nicht näher feststellbaren Zeitpunkt in den ersten Monaten des Jahres 

2019 in Wien die nachstehend angeführten, falschen ausländischen öffentlichen 

Urkunden, die durch Gesetz oder zwischenstaatlichen Vertrag inländischen 

öffentlichen Urkunden gleichgestell t sind, nämlich 

1./ einen totalgefälschten slowenischen Führerschein (§ 1 Abs 4 FSG), vorgeblich 

ausgestellt für S - A -v- am 25.05.2017 in Ljubljana, und 

111 einen tot algefälschten slowenischen Personalausweis (§ 2 Abs 4 Z 4 FPG), 

vorgeblich ausgestellt für S - A - v- am 25.05.2017 in Ljubljana, 

von einer anderen, nicht ausgeforschten Person übernommen und bis zur 

Übergabe in einem Koffer an A - K - zumindest einige Wochen besessen, und zwar 

jeweils mit dem Vorsatz, dass sie im Rechtsverkehr zum Beweis eines Rechts, eines 

Rechtsverhältnisses oder einer Tatsache von S - A - V - gebraucht 

werden, nämlich einer aufrechten, von der zuständigen Behörde in Slowenien 

ausgestellten Lenkerberechtigung und eines gültigen, von der zuständigen 

slowenischen Behörde ausgestellten Identitä tsnachweises; 

Cl am 7.5.2019 in Wien eine falsche ausländische öffentliche Urkunde, die durch 

Gesetz oder zwischenstaaUichen Vertrag inländischen öffentlichen Urkunden 

gleichgestellt ist (§ 1 Abs 4 FSG), nämlich einen totalgefälschten slowenischen 

Führerschein, vorgeblich ausgestellt auf Juian Hessenthaler am 12.02.2010 in 
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bekämpft mrden war, mit Urteil des Verwaltungsgerichts Wien vom 09.10.2019, GZ: 

VGW--0311023/11609/2019-8, (ON 45 ff, ON 471) das Straferkenntnis der LPD Wen 

und die darin ausgesprochene Geldstrafe von € 1.600,-- wegen Verletzung der 

Reelltsvorschriften nach § 99 Abs 1 lit b iVm § 5 Abs 5 letzter Satz und Abs 9 StVO 

infolge Lenkens eines Fahrzeugs in einem vermuUich durch Suchtgift beeinträchtigten 

Zustand unter Verweigerung der ärztlichen Untersuchung zum Zwecke der 

Feststellung des Grades der Beeinträctttigung durch Suchtgift am 07.05.2019 in Wien 

bestätigt. 

Julian Hessenthaler erlcannte und billigte, dass es sich bei dem anlässlich dieser 

Verkehrskontrolle dem einschreitenden Polizeibeamten vorgewiesenen slowenischen 

Führerschein um eine falsche ausländische öffentliche Urkunde handelt, nämlich um 

eine vorgeblich von der zuständigen slowenischen Behörde in Ljubljana auf ihn am 

12.02.2010 mit Gültigkeit bis 15.11.2060 ausgestellte slowenische 

Lenkerberechtigung für Kraftfahrzeuge, unter anderem auch für PKW. Dabei hielt er 

ernstlich für möglich und fand sich damit ab, dass dieser slowenische Führerschein 

als ausländische öffentliche Urkunde durch Gesetz oder zwischenstaatlichen Vertrag 

der entsprechenden inländischen öffentlichen Urkunde gleichgestellt ist. Er erkannte 

und nahm in Kauf, dass er dieses slowenische Führerscheinfalsifikat am 07.05.2019 

anlässlich der oben dargestellten Lenker- und Fahrzeugkontrolle im Rechtsverkehr 
zum Beweis eines Rechtes. eines Rechtsverhältnisses oder einer Tatsache gebraucht, 

nämlich zum Nachweis seiner auch in Österreich gültigen, aufrechten 

Lenkerberechligung für Kraftfahrzeuge, insbesondere für den von ihm gelenkten PKW, 

ausgestellt von der .zuständigen slowenischen Behörde. 

Beweiswürdigung: 

Der Angeklagte, Julian Hessenthaler, hat sich zu allen Anklagepunkten nicht 

geständig in den Tatvorwurf eingelassen. Wenngleich der Angeklagte bei seiner 

Befragung in der Hauptverhandlung einen durchaus eloquenten und selbstsicheren 

Eindruck vermittelte, bei kaum einer Frage, die an ihn gestellt wurde, überrascht zu 

sein schien und für alle Ungereimtheiten oder Auffälligkeiten Er1<1ärungen parat hatte, 

vermittelte er einen nur wenig glaubwürdigen Eindruck und schien seine Einlassung 

überwiegend von dem Bemühen getragen, plausible Erklärungen und alternative 
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Sachverhalte anzubieten, die seinen Rechtsstandpunkt stützen, und 'l.war unabhängig 

davon, ob sie frei erfunden sind oder sich tatsächlicl'l so oder ähnlich zugetragen 

haben. Neben seiner offensichtlichen Strategie, Belas·tungszeugen zu diskreditieren 

(dazu ausführlich noch weiter unten), schien die Einlassung und Verteidigungslinie 

des Angeklagten einzig und allein danach ausgerichtet, alternative 

Erklärungsversuche für die Belastung durch Zeugen anzubieten, die das 

Schöffengericht zu ,berechtigten Zweifeln über die Glaubwürdigkeit der Zeugen 
veranlassen sollten. 

Dazu ist einleitend auszuführen, dass Verfahren wie diese, deren 

Hauptanklagepunkt sich mit der Übergabe beträchtlicher Suchtgiftmengen beschäftigt, 

in der Sachverhaltsaufklärung sehr häufig von der Beurteilung des Wahrheitsgehalts 

der Belastungen durch Zeugen abhängen, deren Leumund und Seriosität durch ihre 

Lebens- und Verhaltenweisen in der Vergangenheit beeinträchtigt ist, und vor allem 

bei Suchtgiftübergaben mit Ausnahme der Betretung auf frischer Tat oder etwa der 

Abwicklung von Scheinkäufen durch verdeckte Ermittler kaum objektive 

Beweisergebnisse vprllegen, sodass in aller Regel auf die Aus.sagen von Zeugen 

zurückgegriffen werden muss, die selbst eine Suchtproblematik haben bzw. in der 

Vergangenheit hatten oder bereits strafrechtlich in Erscheinung getreten sind. 

Wollte man in diesen Fällen die Sachverhaltsautklarung davon abhängig machen, 
dass den Zeugen kein solcher Makel und keinerlei Einschränkung ihrer Seriosität 
anhaftet, würde man in der weitaus überwiegenden An.zahl der Fälle, in denen das 

erkennende Gericht auf die Aussage von Suchtgiftabnehmern angewiesen ist, zu 

keinem Ergebnis kommen, da solche Zeugen aufgrund einer Suchtgifterkrankung, 

ihrer jahrelangen Sozialisierung im Suchtgiftmilieu oder eigener strafbarer Handlungen 

in der Vergangenheit naturgemäß besonders anfällig dafür sind, in Misskredit gezogen 

werden .zu können. 

Dies wird einleitend deshalb hervorgehoben, da es eben die Aufgabe des 

erkennenden Gerichts ist, auch bei solcherart problematischen Zeugen eine 

differenzierte Betrachtungsweise anzuwenden und insbesondere die einzelnen 

Beweisergebnisse nicht isoliert zu betrachten, sondern in einer Gesamtschau 

mehrerer Zeugeneinvemahmen .zu beurteilen. Es kommt dabei häufig die Überlegung 

.zum Tragen, dass Aussagen einzelner Suchtgiftabnehmer, die im zeiUichen Verlauf 

wiederholter Befragung bei Kriminalpolizei und Gericht durchaus wesentliche 







... 
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Begleichung eines Darlehens über EUR 70.000,00 (diesbezüglich war nicht mehr 

aufklärbar, ob EUR 70.000,00 nun als Darlehen oder als Kauf von 

Gesellschaftsanteilen gewidmet waren oder eine Vertragsänderung durchgeführt 

wurde, zumal G *** K *** verstorben ist und dazu nicht mehr befragt werden kann) 

Ende Jänner 2019 in der Erwartung eines Geldbetrages war, mit dem er diese EUR 

70.000,00 ..... problemlos ... " begleichen kann, wobei er auch erkennen lässt, aus 

welcher Einnahmequelle er diese Geldzuwendung erwartet. Wenn Hessenthaler 

gegenüber K *** von einer Auszahlung durch den ,. ... Spiegel ... " spricht und ausführt, 

dass alles von diesen Zeitungsleuten abhängen würde, lässt sich daraus und 

berücksichtigend den Umstand, dass das Ibiza-Video einige Monate später neben der 

Süddeutschen Zeitung erstmals auf dem Online-Medium der Wochenzeitschrift, Der

Spiegel, veröffentlicht wurde, wohl nur der Schluss ziehen, dass Hessenthaler im 

Jänner 2019 für sich realistisch die Erwartung hatte, vom Spiegel-Verlag eine hohe 

Bargeldsumme zu erhalten, mit der er problemlos EUR 70.000,00 an G *** K *** 

zurückzahlen kann. 

Die Erklärung, die Hessenthaler für diese zusammenhänge in der Haupt­

verhandlung anführt, ist wenig überzeugend. Er lässt sich dazu in der Weise ein, dass 

die WhatsApp-Kommunikation in dieser Form so nicht von ihm stamme, ohne zu 

erklären, worin das Falsche oder allenfalls Manipulierte dieser Inhalte und der daraus 

gezogenen Schlussfolgerungen liegen soll, wobei er diesbezüglich auf ein Zivil­

verfahren verweist, welches er mit den Erben oder dem Nachlass des Verstorbenen 

G *** K *** in dieser Angelegenheit führt. Dass dieses Zivilverfahren tatsächlich der 

Grund dafür ist, dass er sich nicht näher zu den Vorhalten äußert, ist unglaubwürdig, 

zumal die Prioriätensetzung nicht nachvollziehbar ist und der Angeklagte auch 

keinerlei Anhaltspunkte aufzeigen konnte, weshalb sich eine wahrheitsgemäße 

Aussage zur allfälligen Aufklärung der Vorgänge um die Darlehen oder den 

Gesellschaftsanteileverkauf an G *** K *** und zu den erwarteten 

Geldzuwendungen des Spiegel-Verlags auf seinen Rechtsstandpunkt im 

Zivilverfahren negativ auswirken würde, sodass einzig und allein der Schluss zu 

ziehen ist, dass sein Hinweis darauf, dass er dazu wegen eines anhängigen 

Zivilverfahrens nicht Stellung nehmen möchte, nur den Umstand überlagern soll, dass 

die oben dargestellten Ermittlungsergebnisse und die daraus gezogenen 

Schlussfolgerungen von ihm nicht zu entkräften sind. 

---------------------------·•·---·-·---
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Diese Tendenz des Angeklagten, von einer einmal berichteten Erzählung nicht 

mehr abzuweichen,, selbst wenn sie nur mehr mit absurden Argumenten aufrecht 

erhalten werden karin, findet sich auch in seiner Einlassung zu den Urkundendelikten 

wieder. Obwohl zum Thema jener Ausweise, welche auf S *** A *** V *** 

ausgestellt worden waren und die, wie aus den unten noch näher darzustellenden 

Beweisergebnissen eindeutig hervorgeht, offensichtlich und unbestreitbar 

Totalfälschungen darstellen, welche Hessenthaler übernommen und in seinem Besitz 

gehalten hat, bis er sie in einem Koffer an A *** K *** übergeben hat, die Beweis­und 

Erhebungslage an Eindeutigkeit nichts vermissen lässt, räumt der Angeklagte 

lediglich ein, dass er zwar die forensischen Untersuchungen und deren Ergebnisse, 

wonach es sich bei den Ausweisen von V *** um Falsifikate handelt, nicht in 

Zweifel ziehe, und · äußert die Bereitschaft, die Verantwortung für den Vorfall zu 

übernehmen, spricht aber andererseits davon, die Fälschung der Ausweise nicht in 

Auftrag gegeben zu haben, und versucht klaren Antworten zu seiner Einlassung 

auszuweichen, wenn er etwa davon spricht, dass K *** seinen Koffer für ihn 

verwahrt habe, wo diese Ausweise •... offenbar .. ." drinnen gewesen seien (vgl. Seite 

33 in ON 566a), und gibt in weiterer Folge eine völlig hanebüchene und inkonsistente 

Erklärung dafür ab, weshalb diese beiden Ausweise benötigt worden seien, nämlich, 

dass es sich bei diesen Ausweisen um solche handle, die für Agententätigkeiten 

auswärtiger Dienste;genutzt werden würden und er die Fälschung der Ausweise nicht 

in Auftrag gegeben ;habe, sondern nur gebeten habe, dass er solche Ausweise zur 

Legitimation von Frau V *** für ein Projekt brauchen würde, und er davon 

ausgegangen sei, dass der Ausweis ,.. . . echt sein würde oder echt im Rahmen 

dessen, was möglich wäre im Umfang, ihn als echt zu bezeichnen .... ", eine 

Formulierung, die sthon als einigermaßen wirklichkeitsfremd erachtet werden muss 

und offensichtlich das Ziel verfolgt, bei nicht zu leugnendem objektiven Tatbestand 

zumindest die innere Tatseite zu bestreiten. 

Ähnlich gelagert ist die Einlassung des Angeklagten zur Verwendung eines 

gefälschten slowenischen Führerscheins, ausgestellt auf seine Person, der ebenfalls 

eine Totalfälschung darstellt. In Abkehr von seiner Behauptung gegenüber den 

einschreitenden Polizeibeamten, wonach er diesen Führerschein ganz legal in 

Slowenien gemacht und erworben habe, da seine Mutter dort leben würde (vgl. Seite 

26a in ON 238), und der ähnlich lautenden Erklärung seines Rechtsanwaltes Dr. 

Wolfgang Auer in der Stellungnahme an die Landespolizeidirektion Wien (vgl. Seite 45 
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K *** H *** zu Sachverhaltsdetails, da evident ist, dass eine Zeugin, die wie K *** 

H *** aus mehreren Gründen Probleme hat, vergangene Ereignisse in 

Chronologie und Struktur konsistent wiederzugeben, sich in wiederholten 

Einvernahmen zunehmend in Widersprüche verstrickt, weil sie tatsächlich 

Erlebtes, ihr durch Erzählungen Zugetragenes und selbst in voran­gegangenen 

Einvernahmen Berichtetes durcheinanderbringt. 

Dabei ist ferner zu berücksichtigen, dass Personen mit sprachlichen Defiziten wie 

K *** H *** auch Probleme haben, sich an zuvor abgelegte Aussagen erinnern 

zu können. Insbesondere in Bezug auf die kriminalpolizeilichen 

Einvernahmen, die ohne Beiziehung eines Dolmetsch erfolgt waren, ist zu 

berücksichtigen, dass es naturgemäß einen Unterschied macht, ob man eine Aussage 

in der Muttersprache oder in einer anderen Sprache, wenngleich man sie sehr gut 

spricht, getätigt hat, zumal Aussageinhalte, die in der Muttersprache geäußert wurden, 

wohl besser in Erinnerung bleiben, und auch dieser Umstand dazu beiträgt, dass die 

Zeugin H *** einen teilweise geradezu verwirrten Eindruck machte. 

Da der Schöffensenat, die Ursachen für die Probleme der Zeugin H *** mit 

Chronologie und Struktur, ihre teilweise vorliegende Verwirrtheit und ihre emotionalen 

Durchbrüche in der Verhandlung, die das Vorliegen einer Angststörung vermittelten, 

letztlich nur vermuten konnte, wurde zur profunden Abklärung, ob der Eindruck des 

Schöffensenats, dies liege daran, dass die Zeugin H *** jahrelang im Suchtgift­und 

Rotlichtmilieu traumatische Erlebnisse erfahren hat und auch Sprachdefizite diese 

Situation noch verschlechterten, einer Überprüfung durch eine mit Sachkunde 

ausgestatteten Person standhält, die Sachverständige Dr. V *** P ***, Fachärztin für 

Psychiatrie und Neurologie, dem Verfahren beigezogen, zumal auch K ***   H *** 

von sich aus einen Facharzt aufsuchte und der diesbezüglich von ihr vorgelegte 

Befundbericht (vgl. Beilage ./1) als neuropsychiatrische Diagnose unter anderem 

eine Traumafolgestörung ausweist. 

Die Sachverständige Dr. P *** kommt in ihrem plausiblen und gut nach­

vollziehbaren Gutachten (ON 635 bzw. dessen Erörterung in der Hauptverhandlung 

vom 16.02.2022) zu, den Eindruck des Schöffensenats im Kern bestätigenden 

Ergebnissen, dass K *** H *** zwar keine krankheitswertigen, 

psychopathologischen Auffälligkeiten, welche zu einer Beeinträchtigung der 

Aussagetüchtigkeit führen, aufweise und auch kein Hinweis auf einen Verlust der 

17 Hv 75121b 

Realitätskontrolle, eine Wahrnehmungsveränderung, eine Denkstörung oder affektive 

Einengung vorliege, jedoch bei K *** H *** ein Zustand nach 

posttraumatischer Belastungsstörung bestehe, welcher in der Vergangenheit zu 

typischen posttraumatischen Symptomen und Nachhallerinnerungen, 

Vermeidungsverhalten, Angstzuständen, körperlich vegetativen Symptomen, 

Schlafträumen und Alpträumen führte, wenngleich derzeit die Diagnosekriterien einer 

posttraumatischen Störung nicht erfüllt seien. Dennoch könnten infolge der in der 

Vorgeschichte erhebbaren posttraumatischen Belastungsstörungen gewisse Trigger, 

wie die direkte Konfrontation mit Personen, die von K *** H *** als 

traumatisierend erlebt wurden, nämlich gegenständlichenfalls S *** K ***und Julian 

Hessenthaler, zu Nachhallerinnerungen und somit zum neuerlichen Durchleben des 

Traumas mit Angstzuständen, Lähmung, Bedrohungsgefühl und in der Folge zu einer 

Einschränkung des Auffassungsvermögens und der Wiedergabefähigkeit führen. 

Dies erklärt, dass K *** H *** vor dem ersten Hauptverhandlungstermin den Richter 

kontaktierte und ein Aufeinandertreffen mit dem Angeklagten unbedingt vermeiden 

wollte (vgl. Aktenvermerk Seite 1087, ON 1). Bedauerlicherweise hat die Zeugin 

nicht mitgeteilt, dass sich ihre Angstzustände auch auf den Zeugen S *** K *** 

beziehen, mit welchem sie, wenngleich unter Anwesenheit eines 

Rechtspraktikanten, vor ihrer Einvernahme beim ersten Hauptverhandlungstermin 

einige Zeit im Servicecenter warten musste. Dementsprechend war für die Zeugin 

H *** beim ersten Versuch, sie am 08.09.2021 als Zeugin einzuvernehmen, keine 

für sie adäquate (vgl. diesbezüglich auch die Ausführungen im schriftlichen 

Gutachten Dris. P ***) Befragungssituation geschaffen. 

Wenngleich K *** H *** in den beiden folgenden Einvernahmen in der 

Hauptverhandlung vom 13.10.2021 und 23.11.2021 abgesondert vom Angeklagten 

Julian Hessenthaler einvernommen wurde und sie ihm nicht gegenübertrat, hatte sie 

dennoch weiterhin massive Schwierigkeiten, ihre Aussage chronologisch zu 

strukturieren und sich in ihren Antworten auf die Fragen und insbesondere auf die 

Vorhalte zu allfälligen Widersprüchen zu fokussieren. Die Erklärung dafür liegt neben 

den aufgezeigten sprachlichen Problemen, die zwar in einer normalen Unterhaltung 

mit K *** H *** kaum auffallen würden, jedoch bei komplexeren Themen und 

Fragestellungen sehr wohl in Erscheinung treten (vgl. diesbezüglich auch den mit dem 

Eindruck des Schöffensenats korrespondierenden Befund der Sachverständigen 
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Dr. P *** in ihrem Gutachten ON 635 und in der mündlichen 

Gutachtenserörterung in der Hauptverhandlung vom 16.02.2022), insbesondere an 

den traumatischen Erlebnissen, die sie mit Julian Hessenthaler, aber auch mit dem 

Zeugen S *** K *** verbindet, was sich darin widerspiegelt, dass, je länger und 

intensiver die Befragung in der Hauptverhandlung erfolgte, sie umso mehr Probleme 

mit strukturierten, chronologischen und konsistenten Antworten hatte. 

Soweit es Julian Hessenthaler betrifft, besteht nach Ansicht des Schöffengerichts 

kein Zweifel daran, dass diese traumatisierenden Erlebnisse auf einen von der Zeugin 

H *** im Kern, wenngleich mit Abweichungen in Details, die jedoch ihre Glaub­

würdigkeit in keinster Weise erschüttern, gleichlautend erzählten Vorfall 

zurückzuführen sind. Sie berichtet bereits in ihren polizeilichen Einvernahmen 

wiederholt (vgl. S 7 ff in ON 578, S 75 ff in ON 529) von einem Vorfall, bei dem sie den 

Angeklagten Julian Hessenthaler davor gewarnt habe, S ***  K *** in Schwierigkeiten 

zu bringen, und sie ihm auch mitgeteilt habe, dass sie mit Kokain nichts zu tun haben 

möchte und der Polizei von der Sache erzählen werde, worauf Hessenthaler ihr ein 

Video vorwies, welches sie im Seitenprofil beim Konsumieren von Kokain zeige, und 

überdies eine Pistole zog, ihr diese an den Kopf hielt und den Abzug drückte, wobei 

sie ein Klicken vernommen habe und die Pistole nicht geladen gewesen sei. 

Die Emotionalität, mit der K *** H *** diese Begebenheit auch in der 

Hauptverhandlung schildert, wie sie dabei mit ihren Angstgefühlen und mit dem 

Verlust ihrer Beherrschung ringt, lassen keinen Zweifel daran offen, dass K ***   H 

*** diese Begebenheit im Kern der Wahrheit entsprechend schildert. Dabei ist auch 

zu berücksichtigen, dass die Ergebnisse von Befund und Gutachten der 

beigezogenen Sachverständigen Dr. P *** mit dieser kaum begreiflichen 

Erfahrung der Zeugin H *** schlüssig in Einklang zu bringen sind, zumal für die 

Diagnose der posttraumatischen Belastungsstörung und für die aufgezeigten 

Probleme im Aussageverhalten der Zeugin notwendigerweise traumatisierende 

Erlebnisse in Bezug auf den Angeklagten Julian Hessenthaler vorliegen müssen, die 

ihr Verhalten und ihre Angstzustände gerade in diesem Verfahren schlüssig erklären. 

Wenn nun die Zeugin die Details zu diesem Vorfall und zu einem anderen Vorfall, 

von dem letztlich nicht geklärt werden konnte, ob er sich im selben Zusammenhang 

zugetragen hat oder an einem anderen Tag, nämlich, dass Hessenthaler sie gewarnt 

und dabei in den Schwitzkasten genommen habe, nicht völlig gleichlautend schildert 

-----------·----
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und etwa bei ihrer Einvernahme am 10.12.2019 (S 7 ff in ON 578) nur die 

Begebenheit mit dem Schwitzkasten schildert, ohne dass auch die Bedrohung durch 

Hessenthaler mit der Pistole Erwähnung findet, so sind diese Unterschiede nicht 

geeignet, in Zweifel zu ziehen, dass die Zeugin H *** glaubwürdig geschildert hat, 

vom Angeklagten mit einer Pistole bedroht worden zu sein. 

Wenngleich die q1aubwürdigkeit der Aussage der Zeugin H *** zu diesem 

Aspekt der Drohung in keinem unmittelbaren Zusammenhang mit den Anklage­

vorwürfen steht, war die Auseinandersetzung mit diesem Thema für das 

Schöffengericht von besonderer Bedeutung, weil die Argumentation der Verteidigung 

des Angeklagten zur Untermauerung der Unglaubwürdigkeit von K *** H *** 

bereits bei diesem Vorfall ansetzt und ihr unterstellt, Hessenthaler aus nicht 

erklärbaren Umständen mit allen möglichen frei erfundenen Sachverhalten 

belasten zu wollen. tJberdies ist die Frage des Wahrheitsgehaltes dieser Episode der 

Drohung von maßgeblicher Bedeutung für die Erklärung des Aussageverhaltens von 

K *** H *** in der Hauptverhandlung zur Klärung der Frage, ob die 

Inkonsistenz und Wiµersprüchlichkeit der Aussageinhalte der Zeugin H *** auf ihre 

Unglaubwürdigkeit und die Wiedergabe frei erfundener Sachverhalte 

zurückzuführen sind oder, wie das Schöffengericht restlos überzeugt ist und oben 

bereits aufgezeigt hat, im Zusammenhang mit ihren traumatischen Erlebnissen, den 

dadurch bewirkten Angstzuständen und damit einhergehenden Einschränkungen des 

Auffassungsvermögens und der Wiedergabefähigkeit stehen (vgl. nochmals auch die 

diesbezüglich korrelierenden Konstatierungen im Gutachten der Sachverständigen Dr. 

P ***, Seite 19, ON 635). 

Das Schöffengericht verkennt bei dieser Argumentation nicht den Umstand, dass 

die Aussagesituation für die Zeugin K *** H *** bei ihren zahlreichen kriminal- 

polizeilichen Einvernahmen eine andere war als in der Hauptverhandlung bei Gericht 

und sich dort die aufgezeigte Symptomatik nicht in dieser Weise dargestellt hat, 

zumal der Druck für die Zeugin H ***, in der Hauptverhandlung in einem gut 

besuchten Verhandlungssaal auszusagen, bei gegebener Befürchtung, dem 

Angeklagten gegenüberzutreten, größer ist als bei ihrer Einvernahme durch die 

Kriminalpolizei. Dennoch ist festzuhalten, dass auch die kriminalpolizeilichen 

Einvernahmeprotokolle eine ähnliche Problematik erkennen lassen. Bereits die erste 

Einvernahme am 19.11.2019 (S 21 ff, ON 529) musste wegen anhaltender Belastung 
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der Zeugin abgebrochen werden (vgl. S 29 und 37, ON 529), sodass der Schluss zu 
ziehen ist, dass die Zeugin H *** auch bei ihren kriminalpolizeilichen 
Einvernahmen unter großem Druck stand. Diese Drucksituation lässt sich mit der von 
ihr berichteten Aussagemotivation, sich durch eine Lebensbeichte zu ihren 
Suchtgiftgeschäften Erleichterung zu verschaffen, sehr gut in Einklang bringen und 
stellt einen weiteren Aspekt dar, der gegen eine konstruierte Falschaussage der 
Zeugin H *** in Bezug auf Julian Hessenthaler spricht. 

Wenn man die kriminalpolizeilichen Einvernahmeprotokolle und die Einvernahmen 
der Zeugin H *** in der Hauptverhandlung beurteilt, lässt sich als Ergebnis 
zusammenfassen, dass K *** H *** von insgesamt drei Suchtgiftübergaben unmittelbar 
durch Hessenthaler an K *** berichtet, zu denen sie Wahrnehmungen gemacht 
habe (eine vierte Suchtgiftübergabe, welche sie mit Hessenthaler in 
Zusammenhang bringt, ist ihrer Angabe zufolge durch einen unbekannten Slowenen, 
von dem sie vermute, dass er im Auftrag von Hessenthaler gehandelt habe, 
durchgeführt worden, S 37 f, ON 529), jedoch zu den Mengen unterschiedliche 
Angaben macht und im Widerspruch zur späteren Aussage von S *** K *** vermeint, 
auch bei der ersten Übergabe von 250 Gramm Kokain in Salzburg anwesend 
gewesen zu sein. Diese Widersprüche sind natürlich problematisch und würden das 
Schöffengericht, trotz grundlegender Glaubwürdigkeit der Zeugin H ***, vor das 
Problem stellen, dass alleine die Aussage der Zeugin H *** eine Verurteilung des 
Angeklagten im vollen Umfang der Anklage nicht tragen könnte, zumal das 
Schöffengericht kaum in der Lage wäre, konkrete Mengen festzustellen oder etwa 
auseinanderzuhalten, ob die Zeugin in Bezug auf die erste Suchtgiftübergabe in 
Salzburg von selbst Wahrgenommenem oder ihr später Berichtetem erzählt, wobei 
diesbezüglich S *** K *** wie noch zu zeigen sein wird, äußerst überzeugend und 
glaubwürdig angibt, dass K *** H *** zwar davon wusste, aber bei der 
eigentlichen Übergabe nicht dabei war, sodass davon auszugehen ist, dass K *** H *** 
in diesem Punkt Erlebtes mit Berichtetem vermengte, zumal sie diese 
Suchtgiftübergabe auch in einen nicht näher aufklärbaren zeitlichen Zusammenhang 
mit der von ihr glaubwürdig geschilderten Drohung durch den Angeklagten mit der 
Pistole bringt. 

Es ist festzuhalten, dass sich die Aussage von K ***  H *** stets auf drei 
Suchtgiftübergaben unmittelbar durch Hessenthaler an K*** bezog und sie, 

------- -----··-----
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wenngleich inkonsistent zu den Mengen, die Tatorte Salzburg bzw. nahe der Stadt 
Haag bzw. in der Nähe von Sattledt und Wels und die Modalitäten im Kern 
gleich lautend und in Übereinstimmung mit der Aussage von S *** K *** schildert. 
Gerade diese Übereinstimmung mit der Aussage von S *** K *** die unten noch 
näher dargestellt und beurt�ilt wird, trägt dazu bei, dass sich die Aussagen von H *** 
und K *** stützen. • Es wurde oben schon in ausführlicher Argumentation aus
geschlossen, dass die Aussagen, mit denen H *** sich selbst, K *** und 
Hessenthaler überschießend belastete, Folge einer Absprache zur falschen 
Beweisaussage mit K *** darstellen würden und die von H *** geschilderten 
Sachverhalte trotz ihrer Inkonsistenz und Unstrukturiertheit in Chronologie und 
Einzelheiten dennoch ein hohes Maß an Glaubwürdigkeit vermittelten. Ferner bliebe, 
würde man der Verteidigungslinie des Angeklagten folgen, die Frage unbeantwortet, 
woher H *** ohne eigene Wahrnehmungen und basierend auf einem frei 
erfundenen Sachverhalt Informationen zu drei Suchtgiftübergaben von Hessenthaler 
an K *** haben sollte, welche, was das verkaufte Suchtgift betrifft, nämlich Kokain, 
was den Umstand größerer Mengen im Hundert Gramm Bereich betrifft, was die 
Tatorte, erstens Sal�burg, zweitens nahe der Stadt Haag in Niederösterreich und 
drittens zwischen Wels und Sattledt bei einer Pink Tankstelle betrifft, ferner zahlreiche 
Details zum Ablauf der Suchtgiftübergaben (vgl. etwa die Angaben zur 
Uhrenschachtel, zu den Modalitäten der übergaben von Hessenthaler an K ***, zur 
Kokainvarianate ,Flex" und zur teilweisen Bezahlung zu einem späteren Zeitpunkt) 
betrifft, im Wesentlichen mit den Angaben von K *** übereinstimmen. Wie schon 
erwähnt, hat K *** H *** bei ihren Beschuldigteneinvemahmen zwischen 19.11.2019 
und 21.02.2020 von sich aus zu allen drei Suchtgiftübergaben konkrete und 
detaillierte Aussagen getätigt, wobei die späte Aussage zur Übergabe nahe 
Sattledt/Wels am 2L02.2020 (vgl. S 91 ff, ON 529) auf eine Ausführung der Zeugin 

H *** durch das Landeskriminalamt Niederösterreich zurückzuführen ist, 
anlässlich derer sich: H *** bei der Fahrt von Wien Richtung Oberösterreich an eine 
weitere Übergabe von Suchtgift durch Hessenthaler an K ***erinnern konnte (vgl. 
Aktenvermerk ON 582, S 1 f, und Einleitung zu ihrer Befragung, Se 95 f in ON 
529). Die von der ,Zeugin zu dieser dritten Übergabe geschilderten Details zur 
Tatörtlichkeit und den Umständen, dass man zunächst vom beabsichtigten Treffpunkt 
Wels Richtung Sattledt zu einer Pink-Tankstelle fuhr, welche in der Folge von der 
Kriminalpolzei als jene in 4641 Steinhaus ausgemacht wurde, die jeweils nur wenige 
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Fahrminuten von Sattledt und Wels entfernt liegt, wobei Tankstellen der Firma Pink im 

Bundesgebiet eher rar sind, ferner die weitere Übereinstimmung mit der Aussage von 

K ***, dass bei dieser dritten Übergabe Kokain mit beigemengtem Glasstaub und der 

Szenebezeichnung .,Flex" übergeben wurde, wie auch von S *** K *** berichtet 

wurde, können nicht auf einen frei erfundenen Sachverhalt der Zeugin H *** 

zurückzuführen sein. 

Wenn man daher sowohl die Unglaubwürdigkeit der Zeugin H *** bzw. einen von 

ihr frei erfundenen Sachverhalt als auch eine Absprache zwischen K *** und 

H *** ausschließen kann, bleibt als einzig logische Schlussfolgerung für die 

Übereinstimmung der beiden Aussagen von K *** und H ***, dass die Aussage von K 

*** H *** in den wesentlichen Kernbereichen den Tatsachen entspricht und 

somit auch die Aussage von S ***  K *** stützt. 

Die den Angeklagten belastende Zeugenaussage durch S *** K *** erfolgte zu 

einem relativ späten Zeitpunkt erstmalig am 22.01.2021 (S 145 ff, ON 529), wobei ihm 

die Einvernahmeergebnisse von K *** H *** zuvor schon mehrfach 

vorgehalten worden waren und er die Vorhalle über Monate bestritt. Als Motivation für 

dieses Aussageverhalten des Zeugen S *** K *** ist jedenfalls ein bloßes Bestätigen 

der Vorhalle durch die Kriminalpolizei, wie es bei suchtgiftabhängigen Personen 

fallweise zu beobachten ist, auszuschließen, da S *** K *** von sich aus die 

Suchtgiftübergaben detailgenau und widerspruchsfrei schildert, dabei in wesentlichen 

Bereichen von der Darstellung der Zeugin H *** abweicht und diese, wie unten noch 

zu zeigen sein wird, plausibel und glaubwürdig ergänzt. 

Es ist daher der Schluss zu ziehen, dass sowohl K *** als auch H *** eigen ständig 

und nicht bloß auf Vorhalle durch die einvernehmenden Beamten, die im Übrigen 

in den polizeilichen Einvernahmen stets mitprotokolliert wurden, reagiert haben, 

sodass der Gleichklang ihrer Aussageinhalte nur durch den Umstand erklärbar ist, 

dass sie beide um eine wahrheitsgemäße Darstellung der Details zu den 

Suchtgiftübergaben von Hessenthaler an K *** bemüht waren. 

Auch die weiteren aufgekommenen und von der Verteidigung aufgezeigten 

Diskrepanzen und Erörterungserfordernisse aus den Einvernahmen der Zeugin 

H *** sind, wie im Folgenden aufgezeigt wird, nicht geeignet, ihre Glaubwürdigkeit und 

die Stichhaltigkeit ihrer Angaben zu ihren wesentlichen Kerninformationen der drei 

Suchtgiftübergaben von Hessenthaler an K *** in Zweifel zu ziehen. 
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Thematisiert wurde eine Aussage von K *** H *** in ihrer 

Beschuldigteneinvemahme vom 10.02.2020 (vgl. S 27, ON 195), wonach sie im 

Sommer 2019 für den Professor etwas in Linz nachgeschaut haben. Dies veranlasste 

die Verteidigung des Angeklagten zur Annahme, dass Prof. Schmidt auch mit 

K *** H *** in direktem Kontakt gestanden haben könnte und sie dabei zur 

Falschaussage angestiftet haben könnte. Wenngleich diese Mutmaßung der 

Verteidigung mangels anderer diesbezüglicher Anhaltspunkte sehr weit hergeholt zu 

sein schien, wurden die allenfalls beteiligten Personen dazu befragt und ließ sich nach 

Befragung von H ***, K ***, S *** und Prof. Schmidt als Zeugen in der 

Hauptverhandlung rasch aufklären, dass H *** nicht direkt mit Prof. Schmidt zu tun 

hatte, von ihm auch keine Aufträge zur Überprüfung illegaler Automatencasinos 

erhalten hatte, sond ern einmal bei einem Besuch eines Automatencasinos durch 

S *** ohne Wissen von Prof. Schmidt als Begleitperson von S *** K *** 

anwesend war. Es ergaben sich daher aus dieser Aussage keine weiteren Über

prüfungserfordernisse. 

Gänzlich unbedeutend war auch die widersprüchliche Darstellung der Zeugin 

H *** zur Frage, woher sie die bei ihr sichergestellten Patronen hatte, ob nun aus 

der von Hessenthaler vorgehaltenen Pistole entnommen oder später aus der 

Patronenschachtel, welche bei S *** K *** aufbewahrt wurde, oder allenfalls eine 

Patrone dort und eine zweite da, da diesbezügliche Erinnerungslücken die ausführlich 

erörterte Glaubwürdigkeit der Zeugin und den Wahrheitsgehalt ihrer Aussage zum 

Vorfall mit der Drohung durch Hessenthaler nicht in Zweifel ziehen lassen. 

Auch dass sie handschriftliche Aufzeichnungen (vgl. S 61 f, ON 529) in Details 

durcheinanderbringt und einzelne Anmerkungen dem Angeklagten zuordnet (vgl. s 61 

ff, ON 529, S 43 in ON 526 und S 81 in ON 529) und dabei offensichtlich zu unkritisch 

einzelne Aufzeichnurigen (S 43, ON 526) dem Angeklagten zuordnete, wobei 

eigentlich schon ein Blick auf die auf diesem Dokument angeführten Vornamen 

mutmaßlicher Abnehmer, nämlich D ***, E ***, H *** und andere, Erklärung genug 

dafür gewesen wärei dass diese Personen, welche evidentermaßen Abnehmer von 

H *** und K *** waren, sicherlich nicht von Hessenthaler angeführt wurden. Es besteht 

zu diesem funkt sicherlich eine undifferenzierte und nicht klar zwischen 

Vermutung und tatsächlicher Wahrnehmung unterscheidende Aussage von 

H *** zu einem für die Sachverhaltsfrage völlig unerheblichen Detail, woraus 
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nicht auf die Unglaubwürdigkeit und einen falschen Belastungseifer der Zeugin 

geschlossen werden kann. 

Gegenstand näherer Erörterung wurde die handschriftliche Aufzeichnung von 
K *** H *** (vgl. das auf Seite 61 unten, ON 529, der Zeugin vorgehaltene Lichtbild), 

wonach sie die dort ausgewiesene Zahl von 223,70 mit der zur ersten Übergabe 

von Kokain durch Hessenthaler an K *** in Salzburg und der dabei 

übergebenen Menge von 223,70 Gramm Kokain in Verbindung bringt. Es ist zu 

bezweifeln, dass die Zeugin H ***, welche, wie oben schon ausgeführt, in der 

Zuordnung der sichergestellten handschriftlichen Aufzeichnungen nicht gerade sehr 

sattelfest wirkte, die einzelnen sehr detaillierten Angaben auf diesen handschriftlichen 

Aufzeichnungen bzw. die daraus addierten Summen noch konkrekt einzelnen 

Verkaufs- und Ankaufsvorgängen von Kokain zuordnen kann. Wenn die Zeugin im 

Gegensatz zu S *** K ***, der glaubwürdig, lebensnah und in stimmiger Relation 

zum Kaufpreis von EUR 10.000,00 von 250 Gramm bei der Übergabe in Salzburg 

gesprochen hat, vermeint, dass lediglich 223,70 Gramm Kokain übergeben worden 

seien und sich diesbezüglich auf diese handschriftliche Aufzeichnung bezieht, die 

wenig stimmig zu ihrer Erinnerung eine Summe mehrerer einzelner Positionen 

darstellt, welche nicht gerade plausibel mit der Übergabemenge von 250 Gramm in 

Verbindung zu bringen sind, ist davon auszugehen, dass sich die Zeugin hier erneut in 

der Zuordnung vertan hat. 

Auch die von der Verteidigung völlig unverhältnismäßig aufgebauschte Thematik 
mit den bei H *** sichergestellten Mobiltelefonen, zu welchen sie angab, dass diese 

zuvor Hessenthaler gehört haben sollen, ist ohne Relevanz für die 

Sachverhaltsaufklärung. Es ist davon auszugehen, dass diese Mobiltelefone zu einem 

nicht mehr näher feststellbaren Zeitpunkt in der Vergangenheit einmal von 
Hessenthaler verwendet wurden. Wie die Ergebnisse im Ermittlungsverfahren zeigen, 
hat der Angeklagte zahlreiche Mobiltelefone verwendet und seine Nummern häufig 

gewechselt. Es erscheint auch nicht weiters erörterungsbedürftig, wie konkret diese 

Mobiltelefone in den Besitz von K *** H *** gekommen sind und wem sie zuvor 
gehörten (vgl. den diesbezüglichen Beweisantrag und die darauf folgende 

Abweisung), jedenfalls schien K *** H *** im Glauben, dass zuvor von 
Hessenthaler benutzte Mobiltelefone an sie bzw. an die Tochter von S *** K *** 

weitergegeben wurden (vgl. Seite 27ff in ON 583). Die Bedeutung der näheren 
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Umstände, wie sie zu dieser Einschätzung gelangt, lässt keine Relevanz für dieses 

Verfahren erkennen. 

Auch ihre zeitlichen Einordnungsprobleme zu jenem Telefonat, das bei einem 

Urlaub in Kroatien :z;wischen K *** und Hessenthaler geführt wurde und welches sie 
teilweise mitbekommen haben soll (vgl. die divergierenden Angaben S 27, ON 529, 

und S 79 in ON 529j, sowie die Frage, ob ein solches Telefonat überhaupt in Kroatien 

geführt worden ist, �ind ohne Belang, zumal, wie auch K *** angibt, er bei der letzten 
Lieferung nicht die gesamten EUR 20.000,00 für das übergebene Kokain, sondern nur 

die Hälfte begleichen konnte und somit der von der Zeugin angeführte Sachverhalt, 

wonach Hessenthaler die Bezahlung für das Suchtgift urgierte, völlig glaubwürdig ist, 

im Übrigen aber ohne Relevanz für den Sachverhalt. 

Der weitere Versuch der Verteidigung, mit einem Aussagedetail von K *** H 

***, wonach sie mitgehört habe, dass Hessenthaler eine Immobilie für eine 

Cannabisplantage suche (vgl. S 55 f, ON 529), und dem in einem anderen 

Zusammenhang wiedergegebenen Aussagedetail, wonach sie helfen möchte, dass 
Hessenthaler eine gerechte Strafe bekomme (vgl. S 73, ON 529), ihre 

Unglaubwürdigkeit �u untermauern, vermag das Schöffengericht nicht davon zu 
überzeugen, dass K *** H *** blind von Belastungseifer getragen unwahre Vorwürfe 

gegen Hessenthaler zu erheben beabsichtigt. Festzuhalten ist, dass ihre 
Aussagemotivation Qegen Julian Hessenthaler aufgrund des Vorfalls der Bedrohung 

mit der Pistole durchaus nachzuvollziehen ist und andererseits auch die Information 

mit der Cannabisplantage im Kernbereich einen wahren Hintergrund aufweist. Dieses 

Thema der Canna�isplantage beschäftigte die Verteidigung des Angeklagten bei 

mehreren Zeugen, so auch beim Zeugen E *** S ***, ist jedoch ohne Belang, da vom 

Angeklagten selbst zugestanden wurde, dass er solches Equipment, welches zur 

Aufzucht von Cannabis dient, von einer anderen Person zur Begleichung einer Schuld 

übernommen hat. Es mag nun dahingestellt bleiben, wie ein seriöser Geschäftsmann 
dazu kommt, Equipment, welches in dieser Zusammenstellung zur Aufzucht von 

Cannabispflanzen verwendet werden kann, und demgemäß in erster Linie durch 

Verkauf an Personen, die ein entsprechendes Vorhaben haben, zu Geld gemacht 

werden kann, zur Begleichung einer Schuld entgegen nimmt. Fest steht jedoch, dass 

die Thematik dieser Cannabisaufzuchtanlage im Kern richtig ist und nur die daraus 

gezogene Schlussfolgerung oder Vermutung, die auch zu einer Veröffentlichung auf 
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ist festzuhalten, dass der Zeuge neben den oben aufgezeigten und eingehend 

erörterten Umständen, die keinen überzeugenden Anhaltspunkt hervorbrachten, dass 

er zu einer Falschaussage bewogen worden wäre, dem Schöffengericht einen 

durchaus glaubwürdigen Eindruck vermittelte und aufrichtig bemüht schien, zur 

wahrheitsgemäßen Aufklärung des Sachverhalts einen Beitrag zu leisten. 

Wie schon erwähnt, hat er sich in seinen Julian Hessenthaler belastenden 

Aussagen nicht einfach darauf beschränkt, zu bestätigen, was vor ihm schon 

K *** H *** ausgesagt hat, sondern hat er detailliert, lebensnah und 

widerspruchslos beschrieben, wie es zur ersten und den folgenden übergaben von 

Suchtgift durch Julian Hessenthaler an ihn gekommen war. Die Details seiner 

Aussage im Ermittlungsverfahren und in der Hauptverhandlung stimmen dabei 

konsistent überein, und folgte das Schöffengericht, ohne jeglichen Zweifel an der 

Genauigkeit der Aussage von K *** zu hegen, seiner Darstellung zu den jeweils 

übergebenen Mengen von 250 und dann folgend zweimal 500 Gramm Kokain. Es 

besteht auch kein Zweifel daran, dass die einzelnen Übergabemengen, welche jeweils 

in der gleichen Relation zum Kaufpreis von EUR 40,00 je Gramm Kokain standen, 

auch stichhaltig sind, da naturgemäß die Kaufpreissummen von EUR 10.000,00 für 

250 Gramm bzw. EUR 20.000,00 für jeweils 500 Gramm zusammenstimmen müssen 

und K *** das Suchtgift, wie von ihm selbst angeführt, zu Hause abgewogen hat. 

Dass K *** dabei die Mengen und bei im Wesentlichen identen Tatorten auch 

gewisse Details der Übergabemodalitäten anders wiedergibt als K *** H 

***, spricht nach Ansicht des Schöffengerichts eher gegen als für eine 

Absprache der beiden Zeugen. Grundsätzlich sind die Tathandlungen, wie sie K *** 

schildert, wären sie frei erfunden und lediglich Ergebnis einer Absprache zwischen 

H *** und K ***, sehr einprägsam, nämlich einmal 250 Gramm in Salzburg und 

zweimal je 500 Gramm in Haag bzw. Sattledt/Wels, und kaum 

durcheinanderzubringen. Es wäre diesfalls nicht erklärlich, wie die Zeugin K *** H *** 

bei einer bloßen Absprache ihrer Aussage mit S *** K ***, die oben auch schon 

aus zahlreichen weiteren Gründen ausgeschlossen werden konnte, dazu gekommen 

wäre, sich in derart viele Widersprüche zu Details zu verstricken, die sie offenbar 

durcheinandergebracht hat, wenn diese Details nicht auf tatsächlichen 

Wahrnehmungen beruhen würden. 

Diese Wahrnehmungen der Zeugin H *** sind zunächst darin zu erkennen, 
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dass S *** K *** das Suchtgift nicht ausschließlich von Julian Hessenthaler, sondern 

auch von anderen Personen bezogen hat, wobei er selbst in diesem Zusammenhang 

von unterschiedlichen Mengen bis zu eineinhalb Kilogramm, welches von anderen 

Personen angekauft wurde, spricht und im Tenor des rechtskräftigen Urteils des 

Landesgerichts Salzburg (ON 366) von einer insgesamt von K *** anderen Personen 

überlassenen Menge Kokain von rund 4000 Gramm ausgegangen wurde. Dies 

bedeutet, dass ausgehend davon, dass, wie von K *** nachvollziehbar ausgeführt, 

das ihm von Hessenthaler überlassene Kokain im Verhältnis 1 : 1 mit Streckmittel 

verdoppelt wurde, wobei diesbezüglich wieder zu berücksichtigen ist, dass davon 

K *** beträchtliche Mengen für den Eigenkonsum für sich und K *** H *** benötigte, 

wohl zumindest die von K *** angegebenen 1,5 Kilogramm Kokain, vermutlich 

aber deutlich mehr, zusätzlich angekauft worden sein mussten. 

Wenn man nun berücksichtigt, dass K *** H *** diese Kokaingeschäfte als 

Geliebte von S *** K *** wahrgenommen hat, indem sie zum Teil anwesend war, zum 

anderen Teil von K *** bei Erhalt der Ware informiert wurde und das Kokain 

allenfalls nach gem�insamen Streckvorgängen in ihrem Keller gelagert und von ihr 

auch verkauft und konsumiert wurde, scheint es nachvollziehbar, dass H *** im laufe 

der Jahre der gemeinsamen Verkaufs- und Konsumtätigkeit mit K *** eine Fülle von 

Wahrnehmungen hatte, die offensichtlich dazu führten, dass sie Sachverhalte 

durcheinanderbrachte. 

Hätte man sich lediglich zu einer Falschbelastung von Hessenthaler durch drei 

leicht einprägsame Suchtgiftverkäufe abgesprochen, wäre es selbst für die labile 

Zeugin H *** keine große Schwierigkeit gewesen, ihre Aussage kurz zu halten, 

schlicht und ergreifend von drei Übergaben zu berichten, von einmal 250 und zweimal 

500 Gramm Kokain in Salzburg, Haag und Sattledt bzw. Wels. Es besteht daher kein 

Zweifel daran, dass K *** H *** ihre Aussage zu den eigenen und den 

gemeinsam mit K *** abgewickelten Suchtgeschäften und den Ankäufen von Julian 

Hessenthaler tatsächlich dem Bedürfnis einer Lebensbeichte folgend getätigt hat und 

dabei die zahlreichen Wahrnehmungen und Ereignisse in Chronologie und Struktur 

und auch in Zuordnung von Mengen zu Hessenthaler durcheinander gebracht hat. 

Dass S *** K *** jene Bargeldbeträge, mit denen er die von Hessenthaler 

übergebenen drei Kokainlieferungen beglich, noch gut in Erinnerung hatte, ist in 

Anbetracht der vergl�ichbaren und hohen Summen nachvollziehbar. Es besteht auch 
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kein Zweifel daran, dass die daraus resultierenden Mengen dem Zeugen K *** noch 
gut in Erinnerung waren und der Wahrheit entsprechen, zumal der Preis von EUR 
40,00 pro Gramm Kokain und die daraus resultierenden Bargeldbeträge äußerst 
einprägsam sind. Dass dabei, wie von der Verteidigung vorgebracht, der Preis von 
EUR 40,00 je Gramm Kokain nicht den Tatsachen entsprechen könne, weil dieser zu 
niedrig wäre, wofür zur Untermauerung ein aus Deutschland stammender Bericht 
vorgelegt wurde (vgl. Beilage ./X), war wenig überzeugend, da zunächst der Preis von 
EUR 40,00 pro Gramm damit in Zusammenhang zu setzen ist, dass von K *** jeweils 
große Mengen von 250 bzw. 500 Gramm Kokain angekauft wurden und naturgemäß 
der Preis des einzelnen Gramms je nach abgenommener Menge beträchtlich variiert. 
Es ist auch in Österreich ein breites Preisspektrum von meist durchschnittlich EUR 
60,00 je Gramm, aber auch höher, je nach Qualität, im Straßenverkauf zu 
beobachten, wohingegen die quasi Großhandelspreise deutlich darunter liegen, wenn 
die Anzahl der Händlerstufen vom Produzenten bis zum Abnehmer deutlich geringer 
ist und dementsprechend weniger Personen mitverdienen. Dies dürfte auch der Grund 
dafür gewesen sein, weshalb S *** K *** das Kokain von Julian Hessenthaler 
offenkundig gerne gekauft hat, da neben außergewöhnlich guter Qualität auch der 
Preis günstig war, sodass der von ihm angeführte Preis von EUR 40,00 je Gramm in 
Anbetracht der großen Abnahmemenge glaubwürdig und realistisch ist. überdies ist 
zu diesem Einwand der Verteidigung zu bedenken, dass S *** K *** aufgrund seiner 
jahrelangen Erfahrungen im Suchtgiftmilieu und mit dem An- und Verkauf von Kokain 
wohl im Falle einer bloßen Lüge und Verleumdung Hessenthalers keinerlei Probleme 
damit hätte, einen realistischen Verkaufspreis von Kokain einzuschätzen, sodass für 
ihn weder Anlass noch Notwendigkeit bestand, einen völlig unplausiblen Preis zu 
erfinden. 

Den von der Verteidigung vorgelegten Umsatzübersichten und Honorarnoten 
(Beilagen ./A bis ./C), den Jahresabschlussberichten der Konsic GmbH (Beilage ./R), 
kommt in Zusammenhang mit der Frage, ob Julian Hessenthaler 2017/2018 finanzielle 
Probleme hatte und tatsächlich S *** K *** Geld schuldete bzw. dies auszuschließen 
ist, kein wesentlicher Beweiswert zu. Aus den Umsatzübersichten Beilagen ./A und ./B 
sind Bareinzahlungen von S *** K *** auf das Konto des Angeklagten bei der 
Commerzbank ersichtlich und zieht die Verteidigung daraus den Schluss, dass S *** K 
***, wenn er doch gleichzeitig Barbeträge auf das Konto des Angeklagten einzahlt, 
nicht zugleich Forderungen gegenüber Hessenthaler haben kann. Einerseits hat 

17 Hv 75/21b 

S *** K *** den Hintergrund dieser Bareinzahlungen, nämlich, dass ihm 
Hessenthaler Geld gegeben und ihn ersucht habe, dieses einzuzahlen, 
nachvollziehbar erklärt, andererseits ist aus dem Umstand, dass K *** auf das Konto 
von Hessenthaler Geldbeträge einzahlt, die ihm vom Angeklagten selbst übergeben 
worden waren, nicht notwendigerweise der Schluss zu ziehen, dass nicht zugleich 
eine offene Verbindlichkeit von Hessenthaler gegenüber K *** bestehen kann. Eine 
offene Verbindlichkeit besteht ja im Kern darin, dass sie im beiderseitigen 
Einvernehmen gerade nicht geltend gemacht wird. Auch aus den Honorarnoten, 
welche K *** für das Geschäftsjahr 2016 bis Jänner 2017 für Tätigkeiten gegenüber 
der Konsic GmbH verrechnete, oder aus den vorgelegten Jahresabschlüssen der 
Konsic GmbH, kann nicht der Schluss gezogen werden, dass es Hessenthaler nicht 
notwendig gehabt hätte, Suchtgift zu verkaufen, zumal, wie eingangs schon 
aufgezeigt, eindeutige Beweisergebnisse vorliegen, die einen zumindest zeitweilig 
vorliegenden finanziellen Engpass des Angeklagten bestätigen, und allein der 
Umstand, dass jemand über eine gute Einkommens- und Ertragslage verfügt, nicht 
ausschließt, dass ei einen Lebenswandel führt oder anderweitige Ausgaben hat, die 
dennoch die zur Verfügung stehenden Mittel knapp werden lassen. 

Die Feststellungen zur Qualität des Kokains gründen sich neben der Aussage von 
S *** K *** auf gerichtsnotorische Erfahrungstatsachen. Zunächst ist davon aus
zugehen, dass die : Einschätzung von K ***, wonach er mit Hessenthaler einen 
Lieferanten zur Verfügung hatte, der außergewöhnlich gute Qualität zu moderatem 
Preis zu liefern imstande ist, wohl den Tatsachen entspricht, da er ansonsten nicht 
1250 Gramm von ihm gekauft hätte. Die Einschätzung von K ***, dass die Qualität bei 
70 % Cocain WirkstQffgehalt gelegen wäre, ist naturgemäß mit Vorsicht zu genießen, 
da K *** keine die; sbezüglichen Testungen durchgeführt hat. Wie er und 
auch K *** H *** bestätigen, war das Kokain von Hessenthaler von höchster Güte 
und pur konsumiert nicht für jeden verträglich. Wenn man nun überdies die 
Erfahrungen zu in Österreich verkauftem Kokain (vgl. Hans Jörg Rauch u.a., 

Reinsubstanzgehalte von Suchtgiften 2020, RZ 2021, 35) und auch die langjährigen 
Erfahrungen der Gerichte mit Kokain in Straßen- und demgegenüber in 
Großhandelsqualität der Einschätzung des Zeugen K *** gegenüberstellt, ist, zumal 
der Durchschnittsgehalt des insgesamt, bezogen auf sämtliche Aufgriffe 
unterschiedlichster Qualitäten in Österreich verkauften Kokains 2020 bei 59 % lag, 
von einem durchschnittlichen Wirkstoffgehalt von zumindest 50 % bezogen auf die 
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Gesamtmenge von 1250 Gramm Kokain, sohin von einer Menge von 675 Gramm 
Cokain Reinsubstanz auszugehen gewesen. Dieser Ansatz berücksichtigt in 
ausreichendem Maß das Erfordernis, die vorhandenen Unschärfen mangels objektiver 
Messergebnisse dem Zweifelsgrundsatz Rechnung tragend zugunsten des 

Angeklagten ausschlagen zu lassen, und trägt auch dem Umstand Rechnung, dass 
der letzten Lieferung mit 500 Gramm Kokain feiner Glasstaub beigesetzt war, was ein 
etwas schlechteres Verhältnis an Reinsubstanz verursacht. 

Die bei H *** und K *** anlässlich der Hausdurchsuchungen am 19.11.2019 
sichergestellten Mengen Kokain sind für das gegenständliche Strafverfahren nicht 
relevant, da sie, wie H *** und K *** glaubwürdig angeben, nicht aus 
Lieferungen von Hessenthaler stammen, was in Anbetracht des Umstands, dass die 
letzte Lieferung von Hessenthaler etwa ein Jahr vor dieser Hausdurchsuchung 
stattgefunden hat, auch durchaus plausibel ist. Die Untersuchungsberichte ON 139 
und ON 140 weisen aber dennoch einen Wirkstoffgehalt von rund 24 % Cocain auf, 
was unter Berücksichtigung des Umstands, dass das sichergestellte Kokain laut 
Aussage von S *** K *** schlechtere Qualität war als das von Hessenthaler 
gelieferte den Ansatz mit 50 % Reinheitsgehalt Cocain als plausibel erscheinen lässt. 

S *** K *** hat in der Hauptverhandlung (ON 566a) lebensnah und glaubwürdig 
dargestellt, wie es dazu kam, dass der Entschluss in ihm heranreifte, doch auch über 
seinen Lieferanten Aussage zu machen. Es ist zu berücksichtigen, dass S *** K *** 
bei der Hauptverhandlung vor dem Landesgericht Salzburg am 25.09.2020 bereits 
zehn Monate in Untersuchungshaft war und dies in nachvollziehbarer Weise ob des 
schwebenden Verfahrens und des hohen Strafrahmens von einem bis fünfzehn Jahre 
Freiheitsstrafe für die zu erwartenden angeklagten Delikte zu einer psychischen 
Drucksituation geführt hat. Es ist daher verständlich, dass er die Befreiung aus dieser 
Situation suchte und, um mit seiner Vergangenheit abschließen zu können, das 
Bedürfnis hatte, wie er es selbst nennt, reinen Tisch zu machen. 

Dass dieses Bedürfnis von S *** K *** geäußert wurde, bestätigen auch seine 
Frau und sein Sohn, L *** und L *** K ***, die in der Hauptverhandlung vom 
13.10.2021 antrags der Verteidigung einvernommen wurden (ON 583). In diesem 
Zusammenhang ist hervorzuheben, dass sowohl L *** als auch L *** K *** einen 
durchaus glaubwürdigen Eindruck vermittelten und offensichtlich in keinem Bezug zu 
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den Suchtgiftgeschäften ihres Mannes bzw. Vaters standen, sodass durch ihre 
Befragung in der Hauptverhandlung auch die Vermutung der Verteidigung glaubhaft 
ausgeschlossen werden konnte, dass ihnen Geldbeträge von Prof. Schmidt 
zugeflossen wären. ;Sein Sohn L *** K *** berichtet darüber hinausgehend davon, 
dass S *** K ***, wenngleich ohne inhaltlich konkret zu werden, auch ein Vorhaben 
geäußert habe, dass:er alles aussagen werde, und dass man überrascht war, dass er 
entgegen seinem Vorhaben in der Hauptverhandlung vor dem Landesgericht Salzburg 
sich wiederum nur teilweise geständig gezeigt hatte. 

Auch der Zeuge E *** S *** (vgl. Seite 59 ff, ON 583) spricht glaubwürdig und 
nachvollziehbar davqn, dass das Verhalten von S *** K *** in dessen Verfahren vor 
dem Landesgericht Salzburg, in welchem er die Anlastungen einfach hingenommen 
habe, ohne selbst eine umfassende Aussage zu seinen Lieferanten zu machen, nicht 
mit jenem S *** K *** übereinstimme, den er als einen führenden Mitarbeiter im 
Sicherheitsgewerbe Jahre zuvor kennengelernt habe. 

Auch die Zeugenaussage des ehemaligen Rechtsanwalts von S *** K ***, Mag. 
nmo Gerersdorfer, lässt erkennen, dass K *** eine Aussage zu seinen Lieferanten in 
der Hauptverhandlung vor dem Landesgericht Salzburg machen wollte und ihn diese 
Gedanken offensichtlich in den Wochen vor der Verhandlung am 25.09.2020 
beschäftigt haben. Mag. nmo Gerersdorfer spricht nachvollziehbar und lebensnah 
davon, dass K *** ihm gegenüber angedeutet habe, doch alles in der 
Hauptverhandlung zu erzählen und auch zu den Hintermännern auszusagen, wobei 
für Gerersdorfer klar gewesen sei, dass es hier um Hessenthaler ginge, wenngleich 
der Name nicht direkt gefallen sei (vgl. Seite 97, ON 583). Zu dieser Interpretation des 
Zeugen Mag. Gerersdorfer ist auszuführen, dass die Erklärung, weshalb den 
Beteiligten klar war, dass es bei den Hintermännern unter anderen um den 
Angeklagten Julian 8essenthaler ginge, ganz offensichtlich damit in Zusammenhang 
steht und daher rührt, dass Mag. Gerersdorfer als Anwalt von S *** K *** auch in 
regem Informationsaustausch mit Dr. Wolfgang Auer, dem damaligen und aktuellen 
Verteidiger von Julian Hessenthaler, gestanden ist, der in der Vergangenheit 
wiederum S *** K *** in zahlreichen Fällen vertreten und ein gewisses 
Vertrauensverhältnis zu ihm hatte. 

Wie Mag. Gerersdorfer glaubwürdig angibt - immerhin stehen hier für einen 
Rechtsanwalt bei e(ner Belastung eines Berufskollegen, die nicht der Wahrheit 
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entsprechen würde, beruflich existenzbedrohende Konsequenzen im Raum - hatten 
Dr. Auer und Mag. Gerersdorfer zunächst die Stoßrichtung verfolgt, die K *** 
belastende Mitangeklagte, K *** H ***, zu diskreditieren und Julian 
Hessenthaler aus der Sache herauszuhalten (vgl. Seite 100 Mitte, ON 583), was 
sogar so weit gegangen sei, dass Dr. Auer während der Hauptverhandlung gegen die 
Angeklagten K *** und H *** im Saal anwesend war und dem Rechtsanwalt Mag. 
Gerersdorfer über SMS Ratschläge zu geben versuchte (vgl. Seite 100 unten, ON 
583). Aus diesen Gegebenheiten erhellt, dass es für Mag. Gerersdorfer auch, 
ohne dass bei diesen Besprechungen mit K *** der Name Hessenthaler als einer der 
Hintermänner ausdrücklich gefallen wäre, infolge des Interesses und des aktiven 
Einbringens des Anwalts von Julian Hessenthaler, Dr. Wolfgang Auer, evident 
gewesen ist, dass es in der Ankündigung von K *** (auch) um Julian Hessenthaler 
ging. 

übereinstimmend berichten L *** K *** und Mag. Gerersdorfer davon, dass sie 
überrascht waren, dass S *** K *** in seiner Hauptverhandlung am 25.09.2020 
wiederum ein eher sprödes Aussageverhalten an den Tag legte, Lieferungen von 
Hessenthaler an ihn bestritt und nur einen kleinen Lieferanten, nämlich einen B ***  
P ***,  welcher übrigens ebenfalls ein Mandant von Dr. Wolfgang Auer war, nannte. 

Die Gründe für das für die Familie von S *** K *** und seinen Verteidiger 
überraschende Aussageverhalten von S *** K *** in der Hauptverhandlung liegen 
nach Ansicht des Schöffengerichts in zwei Ereignissen. 

Einerseits berichtet S *** K *** glaubwürdig davon, und wird das auch von seiner 
Mutter Z ***  K *** sowie seinem Sohn L ***  K ***, bestätigt, dass er einige Wochen vor 
seiner Vemandlung in Salzburg bei einem Gespräch mit seiner Mutter erfahren 
habe, dass an ihrem Wohnort in Serbien zwei bedrohlich wirkende Männer 
aufgetaucht seien, die ihr mitgeteilt haben, sie solle ihrem Sohn ausrichten, dass er 
vor Gericht nichts aussagen soll, was nicht notwendig sei (vgl. auch die von K *** 
nicht unterfertigte Opfereinvernahme Seite 129 ff in ON 529 und die Einvernahme 
Seite 139 ff in ON 529). Wenngleich nicht festgestellt werden kann, wie es zu diesem 
Auftritt von zwei Personen bei der Mutter von S *** K *** in Serbien gekommen ist, 
insbesondere weshalb diese Informationen und Anlass für ihr Vorhaben hatten, und 
auch nicht feststeht, dass der Angeklagte Julian Hessenthaler bzw. eine in seinem 
Interesse handelnde Person den Auftrag hiefür gegeben hätte, vermittelte S *** 
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K *** glaubwürdig den Eindruck, dass er jedenfalls fest davon überzeugt war und ist, 
dass diese beiden P,ersonen von Julian Hessenthaler abgestellt wurden bzw. deren 
Erscheinen bei seiner Mutter auf eine Veranlassung durch Julian Hessenthaler 
zurückzuführen ist und dies einer der Gründe dafür war, dass er sein Aussage
vertlalten entgegen seinem Vorhaben und seiner Ankündigung änderte. 

Dass dieser Vorfall bei Z *** K *** in Serbien stattgefunden hat und diese ihren 
Sohn auch einige Wochen vor dessen Hauptverhandlung anlässlich eines Telefonats 
in Kenntnis davon setzte, steht in Anbetracht der glaubwürdigen Aussage des Zeugen 
S *** K *** und seiner Mutter, Z *** K ***, welche trotz zweier im Rechtshilfeweg 
veranlasster Zeugeneinvernahmen nochmals in der Hauptverhandlung im Wege der 
Videokonferenz einvernommen wurde, außer Zweifel. Z *** K ***schilderte dabei 
glaubwürdig, lebensnah und mit nachvollziehbarerweise etwas erregter Gemütslage 
den Vorfall in Übereinstimmung zur Aussage von S *** K *** und ihren eigenen 
Aussagen vor den serbischen Behörden. Dass sie dabei Unsicherheiten hatte, 
zuzuordnen, ob das ielefonat mit ihrem Sohn geführt wurde, als dieser noch in der 
Justizanstalt Wien oder schon in der Justizanstalt Salzburg war, ist für ihre 
Glaubwürdigkeit ohne Relevanz, zumal dieser Punkt nicht die Begebenheit als solche, 
sondern ein nebensächliches Detail betrifft und überdies S *** K *** tatsächlich in 
diesem Zeitraum bereits mehrere Wochen vor seiner Hauptverhandlung am 
25.9.2020, nämlich konkret am 18.8.2020 von Wien nach Salzburg überstellt wurde. 
Ausgehend von der nachvollziehbaren Einordnung durch den Zeugen K *** und die 
kriminalpolizeilichen Festhaltungen im Anlassbericht ON 381, die relativ zeitnah zu 
diesem Vorfall getroffen wurden, ist davon auszugehen, dass S *** K *** zum 
Zeitpunkt dieses Gesprächs mit seiner Mutter bereits in die JA Salzburg überstellt war. 

Die von der von der Verteidigung aufgeworfene Frage, ob es sich bei diesen 
Personen nicht um andere Suchtgiftlieferanten von K *** handeln könne, ist ohne 
Relevanz, weil es nicht feststellungsbedürflig ist, ob der Angeklagte hinter diesem 
Einschüchterungsver�uch steht, sondern diese Begebenheit als Erklärung dafür 
erachtet wird, dass K *** in seiner Hauptverhandlung entgegen seiner Ankündigung 
keine Hessenthaler �elastende Aussage getätigt hat, weil er - ob zurecht oder zu 

unrecht, kann dahingestellt bleiben dieses Einschüchterungsszenario 
nachvollziehbarerweise dem Angeklagten zuordnete. 

In diesem Zusammenhang steht auch ein Beweisantrag der Verteidigung auf 
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Beischaffung der Gesprächslisten des S *** K *** aus der JA Salzburg zum Beweis 
dafür, dass dieses von K *** angeführte und mit zehn Minuten Dauer beschriebene 
Telefonat mit seiner Mutter Z ***  K *** nicht stattgefunden hätte. Wenngleich schon der 
Inhalt der diesbezüglichen Einvernahme (vgl. Seite 133, unteres Drittel, ON 529, wo 
K *** angibt, dass dieses Telefonat .!.9.. zehn Minuten gedauert habe und QI.,. zwei 
Wochen vor der Hauptverhandlung stattgefunden habe) eindeutig keine präzise 
zeitliche Festlegung des Zeugen widerspiegelt, wurden zur Abklärung des 
Gesprächskontakts die Telefonkontaktlisten aus der Justizanstalt Salzburg amtswegig 
beigeschafft (ON 613). Tatsächlich lässt sich ein Telefonat, welches in dem in Rede 
stehenden Zeitraum vor der Verhandlung am 25.09.2020 von S *** K *** mit seiner 
Mutter geführt wurde, zuordnen, nämlich jenes am 02.09.2020 in der Dauer von drei 
Minuten (vgl. Seite 3, ON 613, und die dort angeführte Rufnummer 003812164*****, 
welche zweifelsfrei {vgl. ON 614, 634 und 636} Z *** K *** zuzuordnen ist). Es 
besteht daher in Anbetracht dieses objektiven Beweisergebnisses kein Grund, die 
völlig glaubwürdigen Aussagen von S *** und Z *** K *** zu diesem Vorfall in 
Serbien und zum Telefonat zwischen den beiden einige Wochen vor der 
Hauptverhandlung am 25.09.2020 in Zweifel zu ziehen. 

Ein zweiter wesentlicher Punkt, der das ursprünglich geplante Aussageverhalten 
von S ***  K *** in dessen Hauptverhandlung am 25.09.2020 beeinflusst hat, ist nach 
Ansicht des Schöffengerichts darin gelegen, dass K *** vor seiner Verhandlung am 
25.09.2020 auffällig oft vom Rechtsanwalt des damals bereits Beschuldigten, Julian 
Hessenthaler, nämlich Dr. Wolfgang Auer, besucht wurde. 

Die amtswegig beigeschaffte Besuchertiste aus der Justizanstalt Salzburg, Seite 17 ff, 
ON 590, weist im Zeitraum von 25.08.2020 bis 22.09.2020 insgesamt fünf Besuche 
von Dr. Wolfgang Auer in einem Zeitraum von jeweils etwa einer Viertelstunde aus, 
was doch in Anbetracht der Tatsache, dass S *** K *** gegenüber seinem 
Verteidiger Mag. Gerersdorfer erkennen hat lassen, gegen Hessenthaler aussagen zu 
wollen, und ein Informationsabgleich zwischen den Anwälten Gerersdorfer und Auer 
stattgefunden haben dürfte, einigermaßen erstaunlich ist. Es stellt sich hier 
naturgemäß für einen Anwalt eines Beschuldigten die Frage, inwieweit er Gespräche 
mit einem potentiellen Belastungszeugen aus standesrechtlicher Sicht zu führen 
berechtigt ist, da zweifellos eine kaum aufzulösende lnteressenskollision vorliegt. 

Wenngleich S ***  K *** zu diesen auch den Kriminalbeamten ins Auge stechenden 
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Besuchen von Dr. Auer zunächst lediglich ausführte, dass nichts Besonderes bei 
diesen Besuchen besprochen worden war (vgl. Amtsvermerk vom 05.10.2020, Seite 
6, ON 381), und auch ergänzend als Zeuge dazu in der Hauptverhandlung 
einvernommen (vgL Seite 31 ff, ON 596) davon spricht, dass nicht viel über 
Hessenthaler gesprochen worden sei, sondern auch über l *** C ***, welcher gleichfalls 
Abnehmer des K *** und Mandant von Dr. Auer gewesen war, räumt K *** über 
weiters Befragen ein, dass er damals psychisch sehr belastet gewesen sei und Dr. 
Auer der einzige Mensch gewesen sei, der ihn besucht und ihn sichert ich ,, ... nicht 

direkt, aber wahrscheinlich indirekt, beeinflusst habe, doch nicht auszusagen ... ". 

Schließlich wird de� sich zu diesem Punkt auffällig vage haltende Zeuge S *** K *** 
über weiteres Nachfragen des Richters zumindest etwas konkreter, indem er angibt, 
dass er ,, ... Dr. Auer gefragt habe, ob er eine Aussage machen solle ... ", wonach jener 
entgegnet habe, dies ,, ... besser nicht ... " zu tun, und über weiteres Nachfragen, 
welche Aussage in,diesem Gespräch mit Dr. Auer gemeint gewesen sei, ausführte, 
dass es um eine 1... Aussage gegen Julian Hessenthaler und gegen alles, was 

damals passiert i�t. gegangen sei, und zwar wegen Suchtgift und wegen 
Verkauf ... "(vgl. Seite 33, ON 596). 

S *** K *** hat bei dieser Aussage zu den Gesprächen mit Dr. Auer überaus 
glaubwürdig gewirkt, zumal er offensichtlich bemüht war, diesen keiner 
ungerechtfertigten ,Einflussnahme auf sein Aussageverhalten zu belasten, was 
offenbar daran gelegen ist, dass zwischen S *** K *** und Dr. Auer aufgrund der 
jahrelangen Vertretung in zahlreichen Causen ein gewisses Vertrauensverhältnis 
bestand und K *** sich zu einer gewissen Loyalität verpflichtet fühlt. 

Es besteht daher �ach Ansicht des Schöffengerichtes kein Zweifel daran, dass die 

Aussage, die S *** K *** durch konsequentes Nachfragen abgerungen werden 
konnte, den Tatsachen entspricht und Dr. Wolfgang Auer offenkundig aufgrund dieser 
Gespräche in Kenntnis des Umstands war, dass es ungewiss ist, ob S *** K ***, der 
Hessenthaler bisher bei seinen Befragungen trotz der Vorhalte der Beweisergebnisse 
aus den Einvemahmen der Zeugin H *** stets entlastet hatte, möglicherweise von 
seinen bisherigen Aussagen abweicht und Hessenthaler belastet. Dass ein 
Rechtsanwalt ab dem Zeitpunkt, zu dem ihm eine solche Information zukommt, diesen 
präsumtiven BelastiJngszeugen nicht mehr vertreten und bei Besuchen aufsuchen 
kann, ist standesrechtlich wohl eindeutig. Dennoch setzten sich zahlreiche Besuche 

-----·-·---
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Strafsache Julian Hessenthaler begründet hätte. 

Auch der zur Untermauerung der Unglaubwürdigkeit des Zeugen K *** gestellte 

Beweisantrag der Verteidigung, nämlich die Einvernahme von l *** C *** als Zeugen, 
der als Insasse der JA Salzburg dort mit S *** K *** einen relevanten 
Gesprächskontakt gehabt haben soll, sollte die These der Falschaussage stützen. 
Über Befragen, woher diese zu l *** C *** von der Verteidigung vorgebrachten 
Informationen (vgl. Beweisantrag Seite 13, ON 561), wonach K *** gegenüber C *** 
erwähnt habe, dass er von Beamten des Bundeskriminalamts bei seiner Aussage 
unter Druck gesetzt worden wäre und nur deshalb bzw. wegen der ausstehenden 
Entscheidung über die beantragte Fußfessel die falschen, Hessenthaler belastenden 
Angaben bezüglich Suchtgifthandel getätigt hätte, kann der Angeklagte Julian 
Hessenthaler keine Auskunft geben und verweist auf Recherchen seiner Verteidiger. 
Dr. Auer gibt diesbezüglich befragt an (vgl. Seite 105, ON 566a), dass er diese 
Information von einem Polizeibeamten habe, der nicht genannt werden will. 

Trotz dieses wenig gehaltvollen Beweisantrags wurde l *** C *** als Zeuge in der 
Hauptverhandlung einvernommen und musste das Schöffengericht bald zur Einsicht 
gelangen, dass auch das Beweisthema dieses Beweisantrags nicht mehr als eine 
bloße Behauptung der Verteidigung darstellt. l *** C *** der in der Vergangenheit 
gleichfalls von Dr. Wolfgang Auer vertreten worden war, war bereits in Kenntnis des 
Umstands, dass er wegen der Thematik K *** und Julian Hessenthaler als Zeuge 
geladen wurde, und hat sich in seiner Aussage außerordentlich vage gehalten, obwohl 
das Befragungsthema an sich keinen großen Umfang oder eine besondere 
Komplexität aufgewiesen hat. Er sprach davon (vgl. Seite 102 ff in ON 583), dass er 
drei Tage, bevor K *** mit der Fußfessel nach Hause gegangen sei, ein Gespräch mit   
K *** gehabt habe, dessen Inhalt er allerdings nicht gut verstanden habe. C *** 
deponiert in seiner Einvernahme zwar seine Überzeugung, dass irgendetwas 
hinsichtlich der Belastung von Hessenthaler durch K *** nicht stimmen würde und ihm 
dieser nicht glaubwürdig erscheine, ist aber nicht in der Lage, den vorgeblichen 
Gesprächsinhalt mit K *** wiederzugeben, der diese Mutmaßung auch nur 
ansatzweise nahelegen würde. Er spricht davon, dass S *** K *** es nicht ganz 
direkt gesagt habe, dass Hessenthaler falsch belastet werden würde, und kann auch 
über wiederholtes Nachfragen nicht mehr angeben, als dass er die Anlastungen durch    
K *** Hessenthaler betreffend nicht geglaubt habe, dies aber auch nicht bestätigen 
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könne. 

In Anbetracht der zum Vorbringen der Verteidigung nicht vorhandenen 
Wahrnehmungen des Zeugen l *** C *** ist es unerfindlich, weshalb dieser Zeuge 
zu diesem Beweisthema ohne Vorhandensein jeglichen Substrats beantragt wurde. 
Eine derartige Beweisantragstellung vermittelt, wie auch einige weitere 
Beweisanträge der Verteidigung, auf deren Abweisung unten noch näher 
eingegangen wird, den Eindruck, dass es bei einzelnen dieser Beweisanträge 
weniger darum geht, dem Schöffengericht ein tatsächlich vorhandenes und 
überprüfbares Substrat zu vermitteln, sondern vielmehr darum, der dieses 
Verfahren mit großer Aufmerksamkeit verfolgenden Medienöffentlichkeit mit bloßen 
Behauptungen alternativ mögliche, jedoch rein hypothetische Sachverhalte 
anzubieten, um den Narrativ des Angeklagten, die Anlastungen durch K *** und H *** 
wären Ergebnis einer groß angelegten, von der Novomatic AG ausgehenden und von 
Prof. Schmidt und korrupten Beamten des BKA umgesetzten Verschwörung 
gegen ihn wegen seiner Tätigkeit als ausschließlich altruistischen Motiven 
folgender Aufdecker im Zuge und Gefolge des Ibiza-Videos und des.sen 
Auswirkungen. Dieses Vorgehen vermag in der öffentlichen Wahrnehmung eine 
gewisse Überzeugungskraft zu entfalten, verkennt aber den Umstand, dass die 
Klärung der Schuldfrage nicht davon abhängig ist, dass als substratlos zu 
erachtende Hypothesen der Verteidigung widerlegt werden müssten, was 
naturgemäß mal)gels Vorhandenseins eines überprüfbaren Substrats auch kaum 
möglich ist. 

Der Zeuge E *** S ***, welcher in der Hauptverhandlung vom 13.10.2021 
einvernommen wurde (vgl. Seite 59 ff, ON 583), vermittelte einen eloquenten und 
dahingehend bemühten Eindruck, auf sachliche und tatsachenbasierte Weise einen 
Beitrag zur Aufklärung in diesem Verfahren leisten zu wollen. Dass er dabei von einem 
besonderen Belastunßseifer gegenüber dem Angeklagten geleitet gewesen wäre und 
als Ausfluss bestehe�der, von der Verteidigung über die Zeugin V *** R *** in den 

Raum gestellter Revanchegedanken den Angeklagten wahrheitswidrig belasten 
würde, war nicht erkennbar und kann dem Zeugen S *** nicht unterstellt 
werden. Im Gegenteil hat der Zeuge S *** versucht, unter Berufung auf ein 
Entschlagungsrecht wegen Selbstbelastung (vgl. Eingabe ON 563, Punkt 2./) seiner 
Zeugeneinvernahme in der Hauptverhandlung aus dem Weg zu gehen, was wohl ein 
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klares Indiz dafür darstellt, dass er eher danach trachtete, die Unannehmlichkeit einer 
Zeugenaussage zu vermeiden, und gegen die Annahme eines besonderen 
Belastungseifers gegenüber dem Angeklagten spricht. 

Der Versuch der Verteidigung, auch den Zeugen S *** als unglaubwürdig zu 
diskreditieren, vermochte das Schöffengericht nicht zu überzeugen. Die in diesem 
Zusammenhang verteidigerseits beantragte Zeugin V *** R ***, welche zum Beweis 
dafür geführt worden war, dass auch an sie von S *** und K *** herangetreten 
und ihr Geld geboten wurde, damit sie entsprechende falsche, belastende 
Angaben gegen Julian Hessenthaler tätige (vgl. den diesbezüglichen 
Beweisantrag Seite 111, ON 566a), vermag abermals die Behauptungen der 
Verteidigung nicht zu stützen. Die Zeugin spricht zwar in ihrer Einvernahme davon, 
dass S *** und K *** sie über Betreiben von Prof. Gert Schmidt mit diesem 
zusammenbringen wollten, und zwar in Zusammenhang mit dessen Recherche gegen 
Julian Hessenthaler, wobei dieser Umstand auch von den Zeugen K ***, S *** und 
Schmidt nicht bestritten wird, macht aber nur sehr vage Angaben zum Vorbringen der 
Verteidigung, wonach ihr Geld geboten worden sei, damit sie falsche, belastende 
Angaben gegen Hessenthaler erhebe. Sie spricht davon, dass es zwischen 
S *** und Hessenthaler in Zusammenhang mit Veröffentlichungen von Prof. Gert 
Schmidt zu Julian Hessenthaler auf seinem online-Medium EU lnfothek zu einem Streit 
gekommen sei, von welchem ihr S *** K *** erzählt habe. Dieser habe auch 
erwähnt, dass S *** alles daran setzen würde, den Ruf von Julian Hessenthaler zu 
ruinieren. Stichhaltige Anhaltspunkte dafür, dass es in diesem Zusammenhang um 
falsche Informationen und die Erhebung erfundener Vorwürfe gegen Hessenthaler 
gegangen wäre, kann die Zeugin R *** nicht anführen. 

Sie erwähnt zwar die bereits erörterten Veröffentlichungen durch Prof. Schmidt, die 
sie als nicht seriös einstufte, und die verteidigerseits wiederholt vorgebrachte 
Thematik der Cannabis-Aufzuchtanlage, zu der in besagtem online-Medium sicherlich 
tendenziös und journalistisch ungenau berichtet wurde, zumal die Frage, ob 
Hessenthaler die Ausrüstung einer Cannabis-Aufzuchtanlage in Besitz gehalten habe, 
was im übrigen auch den Tatsachen entspricht und vom Angeklagten nicht bestritten 
wird, nicht genau davon unterschieden wurde, ob er eine solche auch betrieben hat. 
Allein daraus eine Bestätigung für die These der Verschwörung gegen den 
Angeklagten zu sehen, ist für das Schöffengericht jedoch nicht nachvollziehbar. 
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Soweit die Verteidigung der Zeugin den Inhalt jener Stellungnahme vorhält, die 
V *** R *** selbst als vorgebliche Erklärung von S *** K *** aufgesetzt hat, die jedoch 
von S *** K *** nicht unterschrieben wurde, weil deren Inhalt seiner Ansicht nach 
nicht den Tatsachen entsprach (vgl. Seite 273 - 277 in ON 112), ist es wenig 
nachvollziehbar, wie diese Stellungnahme das Vorbringen der Verteidigung 
untermauern soll. Nicht nur, da�s die Stellungnahme niemals von S *** K *** 
unterschrieben wurde und somit nur ein Konzept, welches von V *** R *** vorgefertigt 
wurde, darstellt, kann auch inhaltlich nicht nachvollzogen werden, weshalb daraus der 
Schluss; zu ziehen ist, dass S *** und K *** Falschaussagen in Zusammenhang mit 
den hier zu beurteilenden Sachverhalten der Kokainlieferungen von Hessenthaler 
an K *** tätigen würden. Diese Stellungnahme enthält wenig Tatsachensubstrat, 
jedoch eine Fülle an Mutmaßungen, die offensichtlich nicht aus der Position und 
Sichtweise des vorgeblich Erklärenden, S *** K ***, formuliert sind, sondern die 
Überlegungen von V *** R *** beinhalten. Die Zeugin R *** hat einen langen 
Zeitraum für Julian Hessenthaler gearbeitet und stand auch während des anhängigen 
Strafverfahrens vor seiner Festnahme in Deutschland mit ihm in Kontakt. Sie schien 
dem Eindruck des Schöffengerichts nach zwar bemüht, wahrheitsgemäß auszusagen, 
um nicht selbst in eine strafbehördliche Verfolgung wegen des Verdac�ts einer 
falschen Beweisaussage gezogen zu werden, jedoch konnte sie dabei nicht 
verhehlen, dass sie eine zugunsten des Angeklagten ausschlagende 
Aussagetendenz hatte und versucht war, wenngleich im Rahmen eines 
wahrheitsge�äßen Tatsachenberichts, die These des Angeklagten, E ***            
S *** schrecke nicht davor zurück, ihn falsch zu belasten, zu untermauern. Etwa 
auf Vorhalt der Verteidigung (vgl. Seite 49, ON 583, wobei der Vorhalt 
verteidigerseits mit S 403 in ON 112 zitiert wurde, wobei die aktuelle 
Aktenseitennummerierung die entsprechende Passage mit S 275 in ON 112 ausweist 
und die Nummerierung mit S 403 auf jene des Stammakts zurückgeht) jener Passage 
aus dieser Stellungnahme, wonach E *** S *** die .,. . . Geschichte mit den

Drogen ... • erfunden habe, um Julian Hessenthaler in ein schlechtes Licht zu rücken, 
entgegnet die Zeugin lapidar, dass sie das damals so verstanden habe. Der Vorhalt 
der Verteidigung ist aber insofern irreführend und verkürzt, als es sich bei der in dieser 
Stellungnahme erwähnten Geschichte mit den Drogen, wie aus dem Zusammenhang 
zweifelsfrei rückzuschließen ist (vgl. den Absatz zuvor auf Seite 275, ON 112), um die 
vorgeblich von Hessenthaler betriebene Cannabisplantage, aber tatsächlich nur in 
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seinem Besitz gehaltene Cannabis Aufzuchtanlage und die entsprechende, bereits er
örterte Veröffentlichung auf dem online-Medium von Prof. Gert Schmidt handelte, was 
V *** R *** auf nachfolgendes Befragen des Vorsitzenden (vgl. Seite 49 unten, ON 
583) einräumt.

Es besteht kein Zweifel, dass Prof. Schmidt versuchte, V *** R ***, die er als
Vertraute von Julian Hessenthaler einstufte, die Zusammenarbeit mit ihm durch in 
Aussicht gestellte Zuwendungen schmackhaft zu machen und ihr auch zu verstehen 
gab, dass seine Unterstützung für sie von Vorteil sein könnte, jedoch konnte V *** 
R *** in ihrer Zeugeneinvernahme in der Hauptverhandlung kein belastbares Substrat 
anführen, welches die These der von Prof. Schmidt gesteuerten 
Verleumdung Julian Hessenthalers durch K *** und S *** wegen tatsächlich nicht 
stattgefundener Suchtgiftverkäufe stützen würde. 

Aus der auch in Zusammenhang mit dieser Stellungnahme zu beurteilenden 
Korrespondenz zwischen S *** K *** und V *** R *** Seite 245 - 259 in
ON 112 lässt sich ri.lckschließen, dass S *** K *** die Vorhalte von V ***

R   ***, es ginge darum, Julian Hessenthaler mit Falschaussagen zu belasten,           
und stünde dies in Zusammenhang mit dem Konflikt zwischen Hessenthaler und 
S ***, gerade nicht bestätigt, vielmehr die Zeugin mehrfach damit konfrontiert, sie 
würde nicht in ihrem eigenen, sondern im Interesse von Julian Hessenthaler 
handeln, sodass dieses Dokument  auch die Aussage von S *** K *** in der Haupt
verhandlung stützt, wonach er die von R *** konzipierte Stellungnahme als nicht den 
Tatsachen entsprechend beurteilte und deshalb nicht unterfertigte. 

Der Zeuge E *** S *** hat in seiner Einvernahme (vgl. diesbezüglich 
insbesondere Seite 59 ff, ON 583) lebensnah und glaubwürdig berichtet, dass er 
gemeinsam mit S *** K *** nach Veröffentlichung des Ibiza-Videos im Mai 2019 
erkannt hatte, dass Julian Hessenthaler darin federführend involviert war. Über ein 
Interview, das ein ehemaliger Geschäftspartner, nämlich S *** W *** gegeben hat, 
wurden er und S *** K *** öffentlichkeitswirksam als mutmaßliche Beteiligte oder 
Mitwisser Gegenstand der Aufmerksamkeit von Prof. Gert Schmidt, der neben seiner 
Tätigkeit für Glücksspielmonopolisten wie Novomatic und Casinos Austria auch das 
bereits erwähnte online Medium EU-lnfothek betreibt, auf welchem Veröffentlichungen 
zu den Hintermännern des Ibiza-Videos, somit auch zu Julian Hessenthaler, einen 
Schwerpunkt darstellen. Wie von E *** S *** und Prof. Gert Schmidt schlüssig 
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und übereinstimmend angegeben, hat Prof. Schmidt E *** S *** und S ***               
K *** rasch als Zuträger von Informationen betreffend Hessenthaler, Ibiza und den 
möglichen Loooog�I ausgemacht und mit S *** und K *** eine Übereinkunft erzielt, 
welche die Beschaffung von Informationen zu diesem Themenkreis durch             
S  *** und K ***  gegen Bezahlung durch das Unternehmen von Prof. Gert 
Schmidt zum Inhalt hat. Diese Vereinbarung war, wie oben schon ausgeführt, 
sicherlich eingebettet in das Bemühen von S ***  K ***  und E *** S ***, von Prof. 
Gert Schmidt  einen möglichst hohen Bargeldbetrag für Informationen zu 
erhalten, spiegelt aber auch das Vorhaben wider, dem Auftraggeber, Prof. Schmidt, für 
seine Zahlungen von gesamt EUR 55.000,00 an beide und der Zusicherung, allfällige 
Anwaltskosten in Zusammenhang mit ihrer Informationstätigkeit zu übernehmen, auch 
werthaltige Informationen zu liefern. Andererseits ist auch nicht zu verkennen, dass 
Prof. Gert Schmidt als Betreiber der EU-lnfothek auch ein besonderes Interesse an 
den Informationen hatte,  die den nach Veröffentlichung des Ibiza-Videos gesteigerten 
Informations- und Veröffentlichungsdruck ausfüllen mussten. Vor diesem Hintergrund 
ist es in Teilbereichen, etwa durch Widersprüchlichkeiten und Ungenauigkeiten in 
Zusammenhang mit der Berichterstattung und den Informationen zum Thema 
Lockvogel oder der von Julian Hessenthaler vorgeblich betriebenen 
Cannabisplantage, zu nicht den Tatsachen entsprechenden Veröffentlichungen 
gekommen, wofür Schlampigkeiten und Übertreibungen auf beiden Seiten, nämlich 
auf Seiten der lnformaüonszuträger K *** und S *** und auf Seiten des 
Medieninhabers Prof. Gert Schmidt, ursächlich waren. 

Diese unscharfen und teils tatsachenwidrigen Informationszuflüsse und 
Veröffentlichungen s!nd jedoch Folge der oben beschriebenen lnteressenslage und 
nicht Ausfluss dess!in, dass die beteiligten Personen, K ***, S ***c und Prof. 
Schmidt, den Angeklagten um jeden Preis, also auch wahrheitswidrig, strafbarer 
Handlungen zu bezichtigen versuchten. 

Auch der Umstand, dass in die Errichtung des ersten Vertragsdokuments für diese 
Vereinbarung zwischen K ***/ S*** und Prof. Schmidt über EUR 40.000,00 der    
Anwalt des Angeklagten, Dr. Wolfgang Auer, eingebunden war (vgl. Seite 63, ON 583), 
spricht gegen die Vermutung, dass es dabei darum ging, Julian Hessenthaler zu 
verleumden, zumal aUen bekannt war, dass Hessenthaler von Dr. Auer vertreten wird, 
und es nicht sehr letjensnah scheint, dass die beteiligten Personen für den Fall, dass 
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gegen K *** zu diesem Themenkreis in Zusammenhang mit 
Telefonüberwachungsmaßnahmen standen, welche grundsätzlich den Fokus auf den 
Sachverhaltskomplex Julian Hessenthaler hatten. Prof. Gert Schmidt hat gegenüber 
dem Schöffengericht glaubwürdig bestätigt, dass er sich zur Übernahme solcher 
Anwaltskosten als Ausfluss dieser Vereinbarung und aufgrund des Risikos, das 
S *** und K *** für ihn eingegangen seien, verpflichtet sah. 

Der Zeuge S *** bestätigt indirekt ein weiteres Detail der Aussage von          
K ***  H ***, als er (vgl. Seite 70 f, ON 583) ausführt, dass er von seiner            
Zelle aus in der Justizanstalt Josefstadt S *** K *** beim Hofgang gesehen habe 
und mit ihm kurz zum Thema der Verhaftung und zur Frage, ob er einen Rechtsanwalt 
habe, gesprochen habe. Wie schon erörtert, hat K ***  H *** sicherlich zur 
Verblüffung von, mit den Gegebenheiten des Vollzugs einer Untersuchungshaft in der 
JA Wien-Josefstadt nicht vertrauten Außenstehenden ausgesagt, dass sie von S ***     
K *** über den Hof der Justizanstalt von ihrer Zelle aus kommuniziert habe und von 
ihm eingeschüchtert worden sei, nicht auszusagen, was S *** K *** nach 
Einschätzung des Gerichts deshalb nicht bestätigt, weil er sich nicht selbst belasten 
möchte. Jedenfalls bestätigt der analoge Gesprächsverlauf zwischen K *** und 
S *** dass selbst im Vollzug die Möglichkeit kurzer Kommunikation zwischen Hof 
und Zellentrakt besteht. 

Im Gegensatz zu den Mutmaßungen und Unterstellungen der Verteidigung des 
Angeklagten, die Prof. Gert Schmidt als einen Erfüllungsgehilfen einer von Novomatic 
AG und Sympathisanten der Freiheitlichen Partei ausgehenden Verleumdungs­
kampagne darstellt,· der dabei auch von korrupten Beamten des Bundeskriminalamts 
tatkräftig unterstützt worden wäre, hat dieser als Zeuge glaubwürdig und sachlich 
seine Rolle und die näheren Umstände der nach Ansicht der Verteidigung suspekten 
Geldzuwendungen erklärt. Wie bei der Erörterung der Aussage von K *** und 
S *** schon ausgeführt, besteht kein Zweifel daran, dass die unter diesen drei 
Personen getroffene Vereinbarung zur Informationsbeschaffung und Entlohnung von 
EUR 55.000,00 samt Übernahme der Rechtsanwaltskosten aus Sicht der Vertrags­ 
parteien K *** S *** und Prof. Schmidt der Höhe nach plausibel ist und in keinen 
Zusammenhang damit zu bringen ist, dass Prof. Schmidt S *** K *** zu einer 
Falschaussage gegen Hessenthaler angestiftet hätte. 
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Es ist nicht zu verkennen, dass Prof. Schmidt bei Beschaffung und Verwertung von 
Informationen zu Hessenthaler ein Bemühen vermittelt hat, das einen beträchtlichen 
Eifer zum Erhalt von Informationen zum Thema Ibiza-Video, Hessenthaler und die 
Person des Lockvogels widerspiegelt. Wenn sich der Zeuge Prof. Schmidt in seiner 
Einvernahme bei Gericht etwa mit seinen Erfolgen rund um die Ergreifung von Jack 
Unterweger rühmt, wi_rd unschwer die hinter seiner Recherche zum Thema Ibiza und 
Beteiligte stehende Motivation erkennbar. Prof. Schmidt hat es sich offenkundig zur 
Aufgabe gemacht und verfolgt dieses Ziel äußerst beharrlich, die Aufklärung zum 
Zustandekommen, zur lnteressenslage und zu den Hintermännern des Ibiza-Videos 
voranzutreiben. 

Dass dabei Informationen zu Hessenthaler auch dem Bundeskriminalamt 
zugetragen wurden, spricht gerade nicht für das behauptete verleumderische 
Komplott, sondern ist ein klares Indiz dafür, dass Prof. Schmidt dabei bemüht war, den 
Rahmen der Legalität einzuhalten, zumal ihm sicherlich bewusst war, sich durch 
unwahre Anlastungen gegenüber Julian Hessenthaler der Gefahr strafbehördlicher 
Verfolgung wegen des Vergehens oder Verbrechens der Verleumdung auszusetzen. 

Alleine aus dem Umstand, dass auch namhafte Vertreter bzw ehemalige Vertreter 
der Freiheitlichen Partei Österreichs oder mit dieser sympathisierende Personen oder 
Personen aus der Novomatic AG das Ziel verfolgten, allfällige Hintergründe des Ibiza­
Videos weiter aufzuklären, weil sie von der Erklärung der federführenden 
Protagonisten, wie auch des Angeklagten, es habe sich dabei um ein rein 
altruistischen Motiven folgendes, zivilgesellschaftliches Projekt gehandelt, nicht 
überzeugt waren, stellt kein ausreichendes Indiz für die Annahme dar, dass sämtliche 
Personen, die in di�se Richtung recherchieren, Teil einer geplanten und groß 
angelegten Verschwörung zur Verleumdung von Julian Hessenthaler wären. 

Der Angeklagte versucht offenkundig von der erdrückenden Beweislage durch 
seine Behauptung abzulenken, ein politisch manipuliertes Bundeskriminalamt und 
deren Mitarbeiter ( Soko Tape) würden ohne Rücksicht auf den Wahrheitsgehalt und 
die Richtigkeit ihrer , Ermittlungsergebnisse Julian Hessenthaler mit konstruierten 
Vorwürfen verfolgen ;und stünde die Tätigkeit von Prof. Gert Schmidt mit diesem 

Behördenkomplott inspweit in Zusammenhang, dass er das gleiche Ziel verfolge, und 
zwar als Lobbyist der Novomatic AG und verlängerter Arm ehemaliger freiheitlicher 
Politiker, wie etwa Johann Gudenus. Diese vom Angeklagten und seinem Umfeld 

• -n 
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öffentlichkeitswirksam aufgebaute Verteidigungslinie bleibt jedoch auch nach 

aufwendig geführtem Beweisverfahren ohne Substrat und Sachbezug zum 

Anklagesachverhalt. überdies ist nicht erkennbar, was die an dieser Verschwörung 

vorgeblich beteiligten Personen davon haben sollten, dass es zu einer Verurteilung 

von Julian Hessenthaler wegen des Verbrechens des Suchtgifthandels kommt. Ein 

hypothetisches Revanchebedürfnis von Personen und Sympathisanten von Personen, 

die sich durch das Ibiza-Video geschädigt fühlen und Gegenstand negativer medialer 

Berichterstattung wurden, untermauert die unterstellten zusammenhänge in keinster 

Weise. 

Hauptangriffsfläche dieser Verteidigungslinie ist der Zeuge Prof. Gert Schmidt, der, 
wie schon ausgeführt, äußerst konsequent und durch mitunter im 
Spannungsverhältnis zur Wahrung journalistischer Sorgfalt stehendem investigativen 
Journalismus zum Thema Ibiza-Video und Hintermänner aufwendige und 
kostenintensive Recherchen betreibt, jedoch keinerlei Zweifel darüber aufkommen 
ließ, dass er dabei bemüht ist, den Sachbezug zu wahren. Dass der Zeuge Schmidt in 
der Lage ist, für Informationen durchaus beträchtliche Geldbeträge aufzuwenden, hat 
er bei Darstellung seines beruflichen und unternehmerischen Hintergrunds 
nachvollziehbar erklärt, ebenso die aus seiner Sicht gegebene Werthaltigkeit der von 
K *** und S *** zugetragenen Informationen, wenngleich sie sich, wie etwa die zum 
Lockvogel übermittelten Lichtbilder, als nicht gerade valide herausgestellt haben, 
jedoch für Schmidt und sein Medienunternehmen und die Veröffentlichungen von 
Nutzen waren. 

Die von der Verteidigung in Zusammenhang mit dem Auftrag an K *** und 

S *** zur Erforschung des Lockvogels vorgelegte E-Mail-Korrespondenz 

(Beilage .IL), in der Prof. Gert Schmidt gegenüber E *** S *** den Inhalt des 

zweiten Teils der Vereinbarung über weitere EUR 15.000,00 dahingehend bestätigt, 

dass dieser den Auftrag hat, den echten Name, die Anschrift und das Foto des 

Ibiza­Lockvogels zu erforschen, und ein Interview angebahnt werden soll, ist nach 

Ansicht des Schöffengerichts eher als Bestätigung der journalistischen Bemühungen 

von Prof. Schmidt zu sehen, und nicht geeignet, den Vereinbarungsinhalt in Frage 

zu stellen, wenngleich K *** und S *** in diesem Punkt den tatsächlichen Lockvogel 

aus dem Ibiza-Video nicht ausfindig machen konnten, jedoch 

erwiesenermaßen diesbezügliche Informationen Prof. Gert Schmidt zugetragen 

haben, die dieser eben 
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für werthaltig erachtet hatte, wenngleich sie sich im Nachhinein betrachtet als 

Fehlinformation herausgestellt haben. Es ergibt sich aus dieser E-Mail-Bestätigung 

zweifelsfrei ein weiterer Anhaltspunkt dafür, dass S *** und K *** für Prof. Schmidt 

tatsächlich mit dieseriRecherchetätigkeit beauftragt und entlohnt wurden. 
Wesentlich zur g�ten Ertragslage der Unternehmen von Prof. Schmidt und zu 

seinen in finanzieller Hinsicht weitreichenden Möglichkeiten, seinen Antrieb für 

investigativen Journalismus zum Ibiza Video ausleben zu können, stellt jene Tätigkeit 

der Unternehmen von Prof. Gert Schmidt dar, die er im Rahmen des Spielerschutzes 

für die Glücksspielmonopolisten Casinos Austria und insbesondere Novomatic AG 

erbringt. Wenngleich: durch und nach Veröffentlichung des Ibiza-Videos das Wirken 

der Novomatic AG in Osterreich nachvollziehbarerweise medial, politisch und 

strafrechtlich untersucht wurde, ist zu betonen, dass die Tätigkeit von Prof. Gert 

Schmidt für die Novomalic AG im Rahmen des Spielerschutzes zwar sicherlich für ihn 

sehr einträglich und auch im Interesse der Novomatic AG in wirtschaftlicher Hinsicht 

war, zumal illegale Mitbewerber auf diese Weise verdrängt wurden, jedoch weder ein 

grundsätzlich rechtswidriges Handeln noch einen Zusammenhang zur 

gegenständlichen Strafsache erkennen lässt. 

Der verteidigerseits mit dem gegenständlichen Strafverfahren in Zusammenhang 
gebrachte Komplex um die Verfahren und Aussagen von P *** B ***, T ***            
S *** und G *** W *** (vgl. die zu 21 St 248/20w der Staatsanwaltschaft Wien, 57 Cg 
34/13w �es Handelsgerichts Wien und 39 Cg 59/1 Bz des Landesgerichts für 
Zivilrechtssachen] Graz amtswegig beigeschafften Aktenbestandteile sowie die 
Strafakten 711 St 3/20i der Staatsanwaltschaft Wien und 11 E Hv 15/16b des 
Landesgerichts für S\rafsachen Wien) sind zwar ein Beleg dafür, dass die gegebene 
Gemengelage um die Interessen insbesondere des Glücksspielmonopolisten 
Novomalic AG, der Beschneidung des kleinen Glücksspiels und die Fragen des 
Spielerschutzes zu einem medial und gerichtlich ausgetragenen Machtkampf der 
beteiligten Personen ünd Unternehmen geführt haben, ein Anhaltspunkt für die These 
der Verteidigung, dass diese Konflikte ein Indiz dafür darstellen würden, die 
Novomatic AG und !IIS deren verlängerter Arm oder Erfüllungsgehilfe, Prof. Gert 
Schmidt, hätten Julian Hessenthaler durch konstruierte Vorwürfe des Drogenhandels 
unter Einbeziehung ;korrupter und Strache-affiner Beamter und Bestimmung zu 
falschen Beweisaussagen belastet. um diesen aus dem Weg zu räumen und ein 
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Schmidt an K *** J.!llil S *** keinen Anhaltspunkt für die vom Angeklagten 

unterstellten Machenschaften hervorgebracht haben. 

Selbst wenn die Vorwürfe von G ***  W ***gegen Prof. Gert Schmidt, welche       

er einmal erhoben, dann wieder zurückgezogen und dann wieder erhoben und 

ausgeweitet hat, zutreffen, ließe sich daraus lediglich der Rückschluss auf ein nicht 

realisiertes Vorhaben von Prof. Schmidt in Zusammenhang mit der Causa T ***       
S *** und dessen Buchveröffentlichung zur Novomatic AG ziehen, welches Prof. 

Schmidts Seriosität naturgemäß massiv beschädigen würde, wobei nochmals darauf 

hinzuweisen ist, dass sich der Schöffensenat, wie bereits erörtert, differenziert und 

kritisch mit den journalistischen und sonstigen unternehmerischen Tätigkeiten von 

Prof. Schmidt auseinandergesetzt hat. Ein klarer Zusammenhang mit dem Vorwurf der 

Bestimmung von K *** und H *** zur falschen Beweisaussage gegen Julian 

Hessenthaler ist daraus jedoch nicht ableitbar. 

Ergänzend bleibt anzumerken, dass das gegen Prof. Gert Schmidt wegen der in 

diesem Zusammenhang und anderer Sachverhalte im Kontext seiner 

Veröffentlichungen und Recherchetätigkeit zu 711 St 3/20i der Staatsanwaltschaft 

Wien geführte Ermittlungsverfahren eingestellt wurde. Ein von Julian Hessenthaler 

gestellter Fortführungsantrag wurde abgewiesen. 

Es lässt sich daher zusammenfassend als Ergebnis der Beurteilung dieser Zivil

und Strafverfahren festhalten, dass kein direkter inhaltlicher Zusammenhang 

erkennbar ist, sondern lediglich ein isoliertes Indiz für die Vermutung einer länger 

zurückliegenden, versuchten Anstiftung durch Prof. Schmidt zu einer Straftat, welche 

in einen völlig anderen Zusammenhang eingebettet ist und in Gesamtbetrachtung der 

zahlreichen Beweisergebnisse und Indizien, die den Wahrheitsgehalt der Aussagen 

von K *** und H *** untermauern und gegen eine Einflussnahme von Prof. 

Schmidt sprechen, nicht geeignet ist, die nach Ansicht des Gerichts zweifelsfrei 

begründbaren Überlegungen zur Glaubwürdigkeit dieser Zeugen wie ein Kartenhaus 

einstürzen zu lassen. 

Ausgehend von der Handlungsweise des Angeklagten bei den drei verfahrens
gegenständlichen Suchtgiftübergaben, deren professioneller Abwicklung, dem 

Umstand, dass Hessenthaler offenkundig in Anbetracht der von ihm hinsichtlich 

Qualität und Preis angebotenen Menge an Kokain über gute Kontakte zu Suchtgift
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großhändlern verfügt; die am Anfang der Lieferkette stehen, und berücksichtigend den 

Umstand, dass er seibst jahrelanger Konsument von Suchtgift ist, sohin Qualität und 
Preis und deren Zu�ammenspiel aus langjähriger Erfahrung gut beurteilen kann, 

zumal er bereits in yergangenen Jahren wegen des Handels mit Kokain verurteilt 

worden war (vgl. , die nunmehr getilgte Verurteilung vom 17.03.2015 laut 

Strafregisterauszug, Seite 9 in ON 2 in ON 238), ist an den getroffenen Feststellungen 

zum Vorliegen des Eventualvorsatzes in Bezug auf die einzelnen 

Tatbestandsmerkmale des vorschriftswidrigen, verkaufsweisen Überlassens von 

Suchtgift, nämlich Kokain in einer jeweils die Grenzmenge von 15 Gramm 

Reinsubstanz an Cocain übersteigenden Menge an S *** K *** sowie an der 

billigenden Kenntnis des Umstands, dass von ihm Suchtgift in besserer als normaler 

Straßenqualität, nämlich zumindest mit einem Reinheitsgehalt von 50 % Cocain, 

verkauft wurde und sich infolge dieses höheren Reinheitsgehaltes die drei 

Teilmengen, welche für sich genommen jeweils die Grenzmenge deutlich überstiegen, 

auf eine Gesamtmenge von 675 Gramm Cocain Reinsubstanz aufsummieren, und 

daher die Grenzmenge um mehr als das 25-fache überschritten wird, kein Zweifel zu 

hegen. 

Zu den Sachverhalten der Übernahme und des Besitzes der beiden auf S ***  

A *** V *** lautenden slowenischen Dokumente ist der Angeklagte in 

objektiver Hinsicht geständig. Seine Einlassung ist diesbezüglich in Anbetracht der 

übereinstimmenden Aussage des Zeugen A *** K *** nicht in Zweifel zu ziehen, und 

war ihm auch dahingehend zu folgen, dass er, wie selbst eingestanden, diese 

Dokumente allenfalls .einige Wochen vor Übergabe des Koffers an A ***  K *** in 

Wien übernommen und bis zu diesem Zeitpunkt in Besitz gehalten hatte. Die 

polizeilichen ErhebLjngsergebnisse zur Beurteilung der beiden slowenischen 

Ausweisdokumente als Falsifikate (vgl. die plausibeln und gründlichen 

Untersuchungsberichte des Bundeskriminalamts, Referat Urkunden und 

Handschriften, Seiten 173 ff und 185 ff, in ON 529) lassen an der vorgenommenen 

Beschreibung und Einstufung dieser Dokumente als Totalfälschungen keinen Zweifel 

offen. Wenngleich die Einlassung des Angeklagten und die Zeugeneinvernahme von 

S *** A *** V ***, welche im Rechtshilfeweg erfolgte und in der 

Hauptverhandlung verlesen wurde (vgl. ON 528), zu den Hintergründen des 

Zustandekommens dieser Falsifikate keine nähere Aufklärung zulassen, kann bei 

lebensnaher Betrachtung kein Zweifel daran bestehen, dass Julian Hessenthaler, 
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offenkundig, wie auch der Vorfall am 07.05.2019, als er anlässlich einer 

Polizeikontrolle mit einem total gefälschten slowenischen Führerschein, ausgestellt 

auf seinen Namen, betreten wurde, bestätigt, Kontakte zu Personen verfügt, die ihm 

gefälschte Ausweisdokumente verschaffen können. Infolge des Procederes, das ihn in 

den Besitz dieser Falsifikate gebracht haben muss, nämlich jedenfalls nicht über den 

offiziellen Behördenweg, steht fest, dass er dabei erkannte und billigte, dass diese 

beiden Dokumente nicht von einer slowenischen Behörde stammen, was er nach 

mehrmaligen Vorhalten eingestanden hat, und in billigender Kenntnis dessen war, 

dass er dabei falsche oder verfälschte ausländische öffentliche Urkunden, die insoweit 

eine besondere Urkundenqualität haben, als sie inländischen öffentlichen Urkunden 

gleichgestellt sind, übernimmt und bis zur Übergabe zur Verwahrung an K *** in 

Besitz hält. Da diese Ausweise sicherlich nicht ohne Grund und überlegter 

Notwendigkeit für seine Bekannte V *** gefälscht worden waren, besteht kein 

Zweifel daran, dass es der Angeklagte bei Übernahme und Besitz der Falsifikate 

ernstlich für möglich hielt und sich damit abfand, dass diese zum Beweis eines 

Rechtes, eines Rechtsverhältnisses oder einer Tatsache gebraucht werden, nämlich 

der Identität und Lenkerberechtigung von S ***-A *** V ***, ausgestellt von           

einer slowenischen Behörde. Dass er dabei erkannte und billigte, dass diese 

ausländischen Urkunden öffentliche Urkunden darstellen, kann in Anbetracht, dass 

solche Urkunden naturgemäß lediglich von Behörden ausgestellt werden, nicht 

zweifelhaft sein. Gleichermaßen besteht kein Zweifel am Vorliegen des 

Eventualvorsatzes im Hinblick auf die Gleichstellung dieser ausländischen öffentlichen 

Urkunde mit inländischen öffentlichen Urkunden, da allgemein bekannt ist, dass 

gerade bei einem EU Mitgliedsland wie Slowenien die Lenkerberechtigungen und zu 

Auslandsreisen berechtigenden Personaldokumente auch in anderen EU Ländern wie 

Österreich anerkannt werden. Die billigende Inkaufnahme, dass diese Urkunden durch 

S *** A *** V *** auch im Rechtsverkehr Verwendung finden sollten, kann in 

Anbetracht seiner mehrwöchigen lnnehabung dieser Dokumente und Weitergabe in 

einem Koffer zur Verwahrung an A *** K *** nicht zweifelhaft sein. 

Auch die Erhebungsergebnisse zu dem von Julian Hessenthaler anlässlich einer 

Verkehrskontrolle am 07.05.2019 in Wien vorgewiesenen slowenischen Führerschein 

können an den in objektiver wie subjektiver Hinsicht getroffenen Feststellungen keinen 

Interpretationsspielraum offen lassen. Die Einvernahme des die Amtshandlung 

durch führenden Polizeibeamten lnsp. S *** P *** als Zeugen in der 
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Hauptverhandlung (vgl. Seite 103 ff in ON 566a) lässt an der Verwendung dieses 

slowenischen Führerscheins durch den Angeklagten zur Untermauerung seiner 

aufrechten, in Slowenien ausgestellten Lenkerberechtigung, die auch in Österreich 

Gültigkeit hat, keinen Zweifel offen. Die weiteren polizeilichen Erhebungsergebnisse, 

wonach das Polizeikooperationszentrum in Slowenien bekanntgegeben hat, dass der 

gegenständliche slowenische Führerschein in der slowenischen Datenbank nicht 

aufliege (vgl. Seite 23 f in ON 2 in ON 238) und die kriminaltechnische Untersuchung 

(vgl. Seite 3 ff in ON 3 der ON 238) sowie der Umstand, dass in Slowenien seit 

13.07.2009 (vgl. Seite 21 in ON 3 in ON 238) nur mehr Führerscheine im 

Scheckkartenformat ausgestellt werden, wohingegen das Falsifikat des Angeklagten 

mit Ausstellungsdatum 12.02.2010 noch ein Papierformatdokument ist (vgl. Seite 13 f, 

ON 2 in ON 238). las�en an der festgestellten Beschreibung des Dokuments und an 

dem Umstand, dass es sich dabei um eine Totalfälschung handelt, keinen Zweifel 

offen. Wie oben bei den auf S *** A *** V *** ausgestellten Ausweisen ist auch hier 

einzig leben�nah anzunehmen, dass die Umstände, die Julian Hessenthaler in den 

Besitz dieses :gefälschten slowenischen Führerscheins brachten, zwar nicht geklärt 

sind, sich jedoch notwendigerweise derart zugetragen haben, dass daraus für 

jedermann und so au4h für den Angeklagten der klare Schluss zu ziehen ist, dass es 

sich dabei nur um Eline Fälschung handeln kann, zumal der Angeklagte dieses 

Dokument eben nicht auf offiziellem Wege von einer slowenischen Behörde 

ausgestellt erhalten hat, wie er wahrheitswidrig noch gegenüber der Polizei beteuerte 

(vgl. Seile 26a in ON 2, in ON 238), sodass das Vorliegen des Eventualvorsatzes 

dahingehend, dass Julian Hessenthaler erkannte und billigte, dass es sich um eine 

Totalfälschung eines; behördlichen Dokuments und sohin um eine falsche 

ausländische öffentliGhe Urkunde handelte, nicht zweifelhaft sein kann. Die 

Überlegungen zur inn�ren Tatseite in Bezug auf das Vorliegen einer ausländischen 

öffentlichen Urkunde,. die inländischen öffentlichen Urkunden gleichgestellt ist, die 

bezüglich der Dokumente von   S ***-A *** V *** angestellt wurden, gelten       

auch bei diesem Falsifikat. 

Zu den Beweisanträgen der Verteidigung und damit in Zusammenhang stehenden 

Fragestellungen: 

Die in der Hauptverhandlung vom 08.09.2021 beantragte und bis zuletzt aufrecht 
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erhaltene Einholung eines Schriftgutachtens hinsichtlich der handschriftlichen Notiz in 

AS 3, ON 526, ist nicht beweisrelevant, da, wie bei Beurteilung der Zeugenaussage 

von K *** H *** bereits erörtert wurde, die Angaben der Zeugin 

diesbezüglich widersprüchlich sind und nicht davon ausgegangen wird, dass sich auf 

diesem Zettel die Schrift des Angeklagten findet. 

Der Antrag auf Auswertung jener Mobiltelefone, welche bei der Zeugin H ***          
im Zuge der Hausdurchsuchung sichergestellt wurden, auf Inhalts-, Gesprächsdaten, 
Rufdaten, Navigationsdaten und Nachrichten zum Beweis dafür, dass diese 
Mobiltelefone nicht dem Angeklagten gehören, woraus sich auf die Unglaubwürdigkeit 
der Zeugin H *** rückschließen ließe, betrifft gleichfalls keine relevante 
Tatsache, da der Besitz dieser Handys keinen Rückschlus auf die inkriminierten 
Sachverhalte zulässt. Zur Beurteilung der Glaubwürdigkeit der Zeugin H ***   
würde die Kenntnis, wann und ob der Angeklagte diese Handys verwendet hat, keinen 
Rückschluss ermöglichen. Die Zeugin hat in Zusammenhang mit diesen Handys 
angeführt, dass sie ihrer Kenntnis nach früher im Besitz des Angeklagten waren und 
ihr später von S *** K *** gegeben worden seien bzw. eines der Handys auch 
zeitweise von der Tochter von S *** K *** verwendet worden sei und damit in der 
Hauptverhandlung ihre Aussage vor der Kriminalpolizei differenzierter dargestellt. 
Diesbezüglich ist zu berücksichtigen, dass sich das Erfordernis dieser genaueren und 
differenzierten Darstellung für die Zeugin erst in der Hauptverhandlung ergeben hat, 
da die Befragung erst infolge des Vorbringens durch die Verteidigung des Angeklagten 
erforderlich war. 

Der Antrag auf Einvernahme der Zeugen P *** B *** und G *** W ***stellt zum 
beantragten Beweisthema, wonach Prof. Ger! Schmidt wiederholt an Zeugen und 
Personen herangetreten sei, um diese gegen das Anbot bzw. die Leistung von 
Geldbeträgen zu falschen Aussagen zu bewegen, und dies auch hinsichtlich der 
Zeugen K *** und H *** der Fall gewesen sei, eine Beweisführung ohne 
Relevanz dar, weil zum eigentlich relevanten Beweisthema, Prof. Schmidt hätte die 
Zeugen H *** und K *** zu wahrheitswidriger Aussage gegen Hessenthaler 
bestimmt, von den beantragten Zeugen gerade nichts wahrgenommen wurde. Es ist 
aus der Aussage dieser Zeugen, wie bereits ausführlich oben erörtert, allenfalls ein 
Anhaltspunkt dafür zu gewinnen, Prof. Schmidt habe eine solche Handlungsweise in 
einem völlig anderen Zusammenhang gesetzt. Dass sich diese Verdachtslage 
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allenfalls aus den Aussagen von G *** W *** und P *** B *** ableiten lässt, ist        
jedoch der Verteidigung ohnehin zuzugestehen, wie aus der Erörterung mit diesem 
Sachverhaltskomplex B ***, W ***, S *** bereits hervorgeht. Die von der 
Verteidigung gezogene Schlussfolgerung eines Verhaltensmusters von Prof. Schmidt, 
wonach jener stets Zeugen zu falschen Beweisaussagen anstiften würde und auf 
vergleichbare Weise in Bezug auf den Angeklagten agiert habe, ist ein in Anbetracht 
der aufgezeigten gegenteiligen Beweisergebnisse doch eher plumper Versuch, einen 
Zusammenhang jener Vorgänge mit dem gegenständlichen Verfahren herzustellen. 

Darüber hinaus wurden Aktenbestandteile aus dem Ermittlungsverfahren der 
Staatsanwaltschaft Wien, 21 St 284/20w, amtswegig beigeschafft und in der 
Hauptverhandlung verlesen, welche auf diese Thematik der Veröffentlichungen durch 
P *** B *** über allfällige Malversalionen der Novomatic AG Bezug nehmen. 
Wenngleich evident ist, dass die Omnia Detektei GmbH, die Prof. Gert Schmidt 
zuzurechnen ist, Nachforschungen zu P *** B *** anstellte, und der Vorwurf der an die 
Staatsanwaltschaft Wien herangetragenen Sachverhaltsdarstellung wiederum eine 
Beeinflussung von Zeugenaussagen durch die Novomatic AG, deren Umsetzung 
durch Prof. Schmidt insinuiert, lässt sich diesbezüglich für den Standpunkt der 
Verteidigung nichts gewinnen. Wie aus dem amtswegig beigeschafften 
Beilagenkonvolut zum Strafakt, 21 St 248/20w der Staatsanwaltschaft Wien, bzw der 
darin enthaltenen Vergleichsausfertigung zu 20 Cg 130/20h des Landesgerichts 
Wiener Neustadt zu entnehmen ist, hat sich P ***  B *** gegenüber der Novomatic AG 
am 31.05.2021 '!erpflichtet, die Behauptung und Verbreitung der Äußerung, die 
Novomatic AG habe P *** B *** aufgefordert und/oder auffordern lassen, vor dem 
Ibiza-LI-Ausschuss positiv über das Unternehmen der klagenden Partei auszusagen, 
in Zukunft zu unterlassen. Es ergibt sich daher keinerlei Anhaltspunkt, dass P ***      
B *** irgendetwas Brauchbares zu den im Raum stehenden Verdächtigungen 
gegenüber Prof. Gert' Schmidt mit Relevanz für dieses Verfahren beitragen könnte. 

Der Antrag auf Beischaffung und Auswertung der Korrespondenz zwischen 
Johann Gudenus und Prof. Gert Schmidt aus dem Akt der 
Wirtschafts- und Korruptionsstaatsam,valtschaft, 17 St 5/19d, zum Beweis dafür, 
dass es 782 Chat­Nachrichten zwischen diesen beiden Personen gebe und 
offensichtlich versucht werde, den Angeklagten falsch zu belasten, stellt eine 
Erkundungsbeweisführung dar, die sich auf Hypothesen und Unterstellungen der 
Verteidigung des Angeklagten stützt. 



17 Hv 76121b 

In der Beweiswürdigung wurde ausführlich erörtert, dass keinerlei Anhaltspunkte 

vorliegen, die nach gründlicher Überprüfung einzelner Indizien die Annahme 

rechtfertigen oder nahelegen würden, Prof. Gert Schmidt sei - allenfalls auch von  

Johann Gudenus dazu angestiftet worden, den Angeklagten zu verleumden. Allein 

der Umstand, dass Prof. Gert Schmidt Informationen von Johann Gudenus sammelte 

und beide offensichtlich bei der Aufklärung der Umstände und Hintermänner zum 

Ibiza-Video eine ähnliche Stoßrichtung verfolgten, lässt nicht die Schlussfolgerung zu, 

dass sie sich dabei abgesprochen hätten, Julian Hessenthaler falsch wegen strafbarer 

Handlungen des Suchtgifthandels zu belasten, und dass die Aussagen insbesondere 

von S*** K*** und K*** H*** Ergebnis einer Anstiftung zur   

Verleumdung und Falschaussage durch Prof. Gert Schmidt wären. Die 

diesbezüglichen Erhebungsergebnisse der Wirtschafts- und Korruptions­ 

Staatsanwaltschaft Wien (Beilage .IM) belegen zwar den von der Verteidigung 

vorgebrachten Kontakt zwischen Johann Gudenus und Prof. Gert Schmidt, lassen 

aber darüber hinausgehend keinen Rückschluss auf die vorgebrachte Verleumdung 

des Angeklagten zu. Soweit in diesem Zusammenhang ein Zeugeneinvemahme­ 

protokoll von T *** G *** durch die Verteidigung vorgelegt wurde (vgl. Beilage 

.K), ist nicht erkennbar, weshalb deren Aussage, wonach sowohl sie als auch ihr 

Ehemann Johann Gudenus  mit Schmidt in Kontakt stünden, jedoch nicht infolge eines 

bezahlten Auftrags, und sich Schmidt erwartet hätte, dass er für Hans-Christian 

Strache tätig sein könne, die Mutmaßung der Verteidigung, auch Johann Gudenus 

habe gemeinsam mit Prof. Schmidt versucht, den Angeklagten falsch zu belasten, 

untermauern soll. 

Zum Antrag auf Auswertung der Telefonnummern von .,I ***", 0038651***, und 

„S***", 00381655****, und zwar Telefongespräche, aktive Kurznachrichten, 

über Signal, WhatsApp, Viber und ähnliches zum Beweis dafür, dass S *** K 

*** die Suchtmittel aus Slowenien von diesen beiden Personen bezogen habe: 

Es ist unstrittig, diesbezüglich stimmen die Aussagen von  K *** H ***   und  

S *** K *** überein, dass S *** K *** nicht nur von Julian Hessenthaler Kokain 

bezogen hat, sondern auch von anderen Personen. Es ist daher in Anbetracht der 

oben in der Beweiswürdigung schon angestellten Überlegung, dass auch die von 

S *** K *** konsumierte und nach Aufstreckung verkaufte Menge Kokain für 

weitere Lieferanten spricht, in keinster Weise nachvollziehbar, wie selbst ein 

Zugeständnis dieser beiden Personen, an K *** Kokain geliefert zu haben, die drei 

verfahrensgegenständlichen 
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Kokainlieferungen durch Julian Hessenthaler ausschließen soll. 

Dem Antrag auf Beischaffung der vollständigen Telefonliste des S *** K *** in der 

Justizanstalt Salzburg während seiner Inhaftierung im Zeitraum 25.09.2020 bis 

03.12.2020 zum Beweis dafür, dass die Aussagen der Zeugen K *** und S ***    

hinsichtlich der Begründung, warum der Zeuge K *** den Angeklagten bis zu seiner 

Einvernahme am 03.:12.2020 hinsichtlich des Suchtgifthandels nicht belastet hat, ab 

diesem Zeitpunkt jedoch die den Angeklagten belastenden Angaben von K ***        

H *** bestätigt in der Zeit zwischen 25.09.2020 bis 03.12.2020 abgestimmt 

wurden, ist entsprochen worden. Die Anrufliste ON 613 lässt erkennen, dass S ***     

K *** zwar häufig Telefonkontakt hatte, jedoch nur mit drei Telefonnummern, zwei 

österreichischen Anschlussteilnehmern und einem serbischen Anschlussteilnehmer. 

Die näheren Erhebungen zu den Anschlussinhabern (ON 615, ON 634, ON 636) 

ergeben zweifelsfrei, dass diese Telefonnummern ausschließlich Familien

angehörigen von S *** K ***, nämlich seiner Mutter, seiner Ehefrau und seinen 

Kindern zuzuordnen sind und die wenig substantiierte Mutmaßung der Verteidigung, 

auch E *** S *** und S *** K *** hätten sich in ihrer Zeugenaussage 

abgesprochen, zu verwerfen ist. 

Zum Antrag auf zeugenschaftliche Einvernahme von Rechtsanwalt Dr. Heinz 

Schimanko, zum Beweis dafür, dass der Angeklagte von den Zeugen Schmidt, K *** 

und S *** wissentlich falsch belastet wurde, indem in der Strafanzeige ON 100 unter 

anderem behauptet wurde, der Angeklagte hätte eine Hanfplantage in Betrieb 

genommen: Auf dieses Beweisthema und dessen mangelnde Eignung zur Unter

mauerung der Verteidigungslinie des Angeklagten, wurde oben schon in der Beweis

würdigung eingegangen. Diesbezüglich ist nochmals zu betonen, dass zu diesem 

Thema und auch zu anderen T hemen der Berichterstattung über das Ibiza-Video und 

Julian Hessenthaler auf dem online Medium des Zeugen Gert Schmidt zwar 

Anhaltspunkte auszumachen sind, die eine nicht gehörige Wahrung journalistischer 

Sorgfalt nahelegen, jedoch kein Anhaltspunkt für die behauptete Anstiftung zur 
Falschaussage wege� Verkaufs von Kokain durch Hessenthaler an K ***, und dass 

ein wesentlicher Pun�t der Anzeige, nämlich dass Julian Hessenthaler tatsächlich die 

Ausrüstung zum Betrieb einer Cannabis-Aufzuchtanlage in seinem Besitz hatte, der 

Wahrheit entspricht. 

Zum Antrag auf zei.Jgenschaftliche Einvernahme von OStA Mag. M *** B *** 

----··------
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zum Beweis dafür, dass der Zeuge Schmidt mit Johann Gudenus bereits vor der 
Veröffentlichung des Ibiza Videos eine rege Geschäftsbeziehung hatte, sohin die 
Aussage des Zeugen Schmidt in der Hauptverhandlung, er hätte mit Johann Gudenus          

vor der Veröffentlichung des Videos nur ein- bis zweimal kurz Kontakt gehabt, unwahr ist, 
wobei zur Beweisrelevanz wiederum Bezug auf den oben schon erörterten 
Amtsvermerk der Wirtschafts  und Korruptions Staatsanwaltschaft, Beilage .IN, 

genommen wird: Der von OStA Mag. M *** B *** verfasste Aktenvermerk 
beschäftigt sich mit der Tätigkeit von Prof. Gert Schmidt in Zusammenhang mit dem 
Glücksspiel und wird darin festgehalten, dass sich Mag. Gudenus und Prof. Schmidt     

am 08. und am 13. Mai 2019 persönlich getroffen haben. Diese Treffen haben dem 
Bericht des Staatsanwalts der WKStA zufolge zum Bezug Glücksspiel, Online­

Lizenzen für Glücksspiel stattgefunden. Darüber hinaus ergibt sich aus dieser Beilage, wie 
oben schon angeführt, ein reger Nachrichtenaustausch im Zeitraum 08. Mai 2019 bis 12. 
August 2019 zwischen Schmidt und Gudenus zum Thema Ibiza Video und 
Ausforschung der Hintermänner, der nur gelegentlich von glücksspiel-  relevanten 

Nachrichten unterbrochen wurde (vgl. Seite 23 der Beilage). Es erschließt sich dem 
Schöffengericht nicht, wie aus diesem Amtsvermerk der Rückschluss gezogen werden kann, 
OStA Mag. B *** könne bestätigen, dass Prof. Gert Schmidt und Mag.            
Johann Gudenus bereits vor Veröffentlichung des Ibiza Videos eine rege 
Geschäftsbeziehung hatten. Vielmehr bestätigte der Amtsvermerk die Aussage von Prof. 
Schmidt, wonach er nur wenig persönlichen Kontakt mit Mag. Johann Gudenus hatte 
und dieser Kontakt sich nach Veröffentlichung des Ibiza-Videos im Mai 2019 zur Aufklärung 
der Vorgänge um das Ibiza-Video und deren Hintermänner intensivierte. Im Kern 
untermauert der Amtsvermerk daher die Aussage von Prof. Gert Schmidt, wobei 

diesbezüglich zu betonen ist, dass es dabei offenkundig ist, dass der Zeuge Schmidt in 
seiner Aussage mit der Bezeichnung persönlicher Kontakt zu Mag. Gudenus eben 
persönliche Aufeinandertreffen am selben Ort und nicht per E Mail, WhatsApp Chat 
oder ähnliches meinte. 

Die beantragte Einvernahme der Zeugen   T *** V *** und V *** A *** zum 
Beweis dafür, dass der Angeklagte nicht mit Suchtmitteln gehandelt habe, sondern 
lediglich Konsument gewesen sei, ist gleichfalls nicht geeignet, das Beweisthema zu 
untermauern. Die Aussagen von T *** V *** und V *** A ***, auf welche sich die 
Verteidigung des Angeklagten bezieht, wurden in der Hauptverhandlung ver1esen. 
Deren Inhalt lässt erkennen, dass sie beide keine Wahrnehmungen dazu gemacht 
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haben, dass Julian Hessenthaler Kokain verkauft habe, er ihnen aber als Konsument 
von Kokain bekanntsei. Der Beweisantrag lässt offen, wie aus dem Umstand, dass 
die Zeugen keine ,Wahrnehmungen zum Thema Suchtgiftverkauf durch Julian 
Hessenthaler haben, der Rückschluss gezogen werden kann, die beiden könnten 
ausschließen, dass der Angeklagte mit Kokain gehandelt habe. Es werden diese 
Zeugen dafür beantragt, dass die Anschuldigungen durch K *** gegen den 
Angeklagten bezügHch des angelasteten Suchtgifthandels falsch sind. Eine 
vergleichbare Bewejsantragstellung hat die Verteidigung des Angeklagten schon 
einmal mit dem Zeugen l *** C *** vorgenommen und wurde dem wenig gehaltvollen 
Beweisantrag auf Einvernahme des Zeugen l *** C *** Folge gegeben, wobei der 
Zeuge, wie oben schon ausgeführt, das vom Verteidiger des Angeklagten 
vorgebrachte Bewei�thema in keinster Weise zu untermauern vermochte. Auch in 
Bezug auf die Zeugen Vi *** und A *** kann die Verteidigung des Angeklagten (vgl. 
Seite 41 oben in ON 598) zu den allfälligen Anhaltspunkten, die die Untermauerung 
des Beweisthemas erwarten ließen, nur angeben, etwas von einem Anwalt vom 
Hörensagen gehört z:u haben. Da die Stichhaltigkeit der Angaben des Verteidigers des 
Angeklagten bereits beim Zeugen l*** C *** auf die Probe gestellt wurde, war der 
diesbezügliche Antri3g auf Einvernahme von V *** und A *** als bloße 
Erkundungsbeweisführung abzuweisen und bot auch keinen Anlass zu amtswegiger 
Wahrnehmung. 

Die von der Verteidigung des Angeklagten in der Hauptverhandlung vom 
30.03.2022 beantragte Einvernahme von Dr. Ramin Mirfakhrai zum Beweis dafür, 
dass dem Angeklagten über diesen eine von einem Beamten bereits vor 
Veröffentlichung des Ibiza Videos geäußerte Drohung oder Befürchtung zugetragen 
worden sei, wonach Hessenthaler für den Fall der Veröffentlichung des Videos 
Suchtmittel in den Kofferraum gelegt werden würden, und ferner zum Beweis dafür, 
dass eine allfällige Verwertung des Ibiza Videos für die finanzielle Absicherung des 
Zeugen Ribarich vorgesehen gewesen sei, lässt keinen relevanten Beitrag zur 
Sachverhaltsaufklärung erkennen. 

Der Angeklagte gibt über Befragen durch seinen Verteidiger zum Wortlaut dieser 
Drohung (vgl. Seite 18, ON 668a) befragt an, dass ihm eine Drohung eines 
lnnenministeriurnsbearnten von Rechtsanwalt Dr. Mirfakhrai übermittelt worden sei, 
und zwar des Inhalts; dass man genug Teilzeitpolizisten habe, die einem etwas in den 
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Kofferraum legen könnten. Dieses Thema stellt offensichtlich erneut eine 

Beweisführung dar, die den Narrativ des Angeklagten, Prof. Gert Schmidt stünde 

hinter den Anlastungen durch H *** und K ***, stützen soll, lässt aber, selbst wenn 

diese Drohung oder Befürchtung in den Raum gestellt worden sein soll, nicht 

erkennen, inwieweit ein solches in Aussicht gestelltes und sehr vage gehaltenes 

Geschehen, dem Angeklagten könne etwas in den Kofferraum gelegt werden, das 

eine gewisse Parallele mit den Anlastungen durch G *** W *** gegenüber dem 

Zeugen Prof. Schmidt aufweist, in Zusammenhang mit vorgeblich falschen 

Beweisaussagen durch K *** und H *** und einer groß angelegten 

Verleumdungskampagne durch die Novomatic AG und dem hier gegenständlichen, 

völlig anders gelagerten, Sachverhalt zu bringen ist. Wiederum blendet dieser 

Beweisantrag die zahlreichen klaren Beweisergebnisse aus, die gegen diese 

Annahme sprechen. Allein aus der Tatsache, dass es möglicherweise Personen 

gegeben haben mag, die solche Überlegungen geäußert haben, den Schluss zu 

ziehen, dass jede Behördentätigkeit in diesem Verfahren gegen Julian Hessenthaler 

und jede Aussage von Zeugen, die nicht im Sinne des Angeklagten ist, Produkt der 

behaupteten Verschwörung ist, ist eine nahezu absurde Behauptung. 

In der Auseinandersetzung mit der Kurznachrichtenkorrespondenz des Angeklagten 

mit seiner Mutter und G *** K *** wurde oben bereits ausführlich erörtert, wie das 

Schöffengericht zur Überzeugung gelangte, dass sich auch der Angeklagte selbst 

Zahlungen aus der Verwertung des Ibiza-Videos erwartet hatte. Die nunmehr 

beantragte Einvernahme von Dr. Mirfakhrai als Zeugen zum Beweis für die Tatsache, 

dass der Zeuge R *** für seine Aussage eine finanzielle Absicherung verlangte und 

aus diesem Grund das Video erstellt worden sei, lässt nicht erkennen, inwieweit das 

Verlangen einer finanziellen Absicherung durch O *** R *** und deren Aufbringen 

durch Erlöse aus dem Ibiza Video gegen die Annahme spricht, dass auch Hessen

thaler aus der Verwertung des Ibiza-Videos Geld erwartet hat. Es ist nicht 

nachvollziehbar, wie der beantragte Zeuge ausschließen können soll, dass sich 

Hessenthaler, allenfalls ohne Dr. Mirfakhrai und O ***  R *** in diese Überlegungen 

eingebunden zu haben, gleichfalls beträchtliche Einnahmen aus der Verwertung des 

Ibiza Videos erwartet hat. 

Abschließend ist noch einzugehen auf einzelne Argumente der Verteidigung im 
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Zusammenhang mit weiteren vorgelegten Urkunden und einzelnen Aktenteilen: 

Mit Beilage ./F wurde verteidigerseits eine Veröffentlichung in der Wochenzeitung 

„Profil" vom 16. August 2020 vorgelegt, deren Beweisrelevanz für dieses Verfahren 

nicht erkennbar ist. Inhaltlich beschäftigt sich die Veröffentlichung mit der Nahe- 

beziehung von Prof. Ger! Schmidt zur Novomatic AG, seinen Kontakten zu Johann     

Gudenus, jeweils T hemenkreise, auf die bereits eingegangen wurde. 

Der Bericht des Bundeskriminalamts vom 07.06.2019 (Beilage .IM) beschäftigt sich mit 

der Zahlung von _gesamt EUR 55.000,  durch Prof. Schmidt! bzw. dessen Omnia 

Medien GmbH an S ***/K *** und bringt keine neuen Erkenntnisse, die nicht 

ohnehin schon Gegenstand ausführlicher Erörterung waren. 

Das Wortprotokoll, aus einer Telefonüberwachung (Beilage ./0) eines Gesprächs, 

welches zwischen A *** K ***, der in der Hauptverhandlung als Zeuge 

einvernommen wurde und als solcher keinen nennenswerten Beitrag zur Aufklärung 

leisten konnte, und S *** K *** geführt wurde, steht in jenem Kontext, dass Prof. 

Ger! Schmidt, wie · von ihm auch nicht bestritten, auch an A *** K *** 

herankommen wollte, um allenfalls Material zum T hema Ibiza Video, Julian 

Hessenthaler und Ltjckvogel zu erhalten. Dass Prof. Schmidt bereit war, für solche 

Informationen zu bezahlen, ist evident und wird auch nicht bestritten. Dass die 

handelnden Akteure; K ***, S *** und allenfalls auch K ***, bei der 

Informationsbeschaffung auch im Eigeninteresse handelten, ist gleichfalls evident. Der 

Inhalt des Gesprächs weist aber nicht in die Richtung, dass S ***, K ***, Prof. 

Schmidt oder A *** K *** dabei so weit gegangen wären, belastende 

Sachverhalte zu erfinden. 

Die verteidigerseits nach Befragung des Zeugen Prof. Ger! Schmidt in der Haupt 

verhandlung vom 24,_ 11.2021 vorgelegte Beilage ./Q betrifft einen Amtsvermerk des 

Bundeskriminalamts :vom 16.07.2019 zu einer Observation in 1070 Wien und der 

daraus gezogenen Feststellung, dass sich S *** K ***  und   E *** S *** an 

diesem Tag in der Büroräumlichkeit der Omnia Online Medien GmbH aufgehalten 

haben. Der Zeuge Schmidt wurde bereits zuvor zu dieser Thematik befragt (Seite 23, 

ON 598) und hat dazu angegeben, dass er nie gemeinsam mit K ***  und S ***            

im Büro der Omnia Online Medien GmbH in 1070 Wien gewesen sei, zumal er sich 

dort selbst sehr selten aufgehalten habe. Es ist zwar letztlich nicht aufklärbar, was K 

***  und  S *** am 16.07.2019 in den Büroräumlichkeiten der Omnia Online 
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Medien GmbH gemacht haben, jedoch ist auch nicht erkennbar, inwieweit diese 

Thematik für das gegenständliche Verfahren von Bedeutung sein soll. 

Der Amtsvermerk Beilage JT bestätigt, dass Julian Hessenthaler am 06.05.2019 

ein E-Mail an die Präsidentschaftskanzlei geschrieben hat, in welchem er im 

Zusammenhang mit der wenige Tage später erfolgenden Veröffentlichung des Ibiza­

Videos informiert, dass er sich im Jahre 2017 in ein heikles Medienprojekt eingebracht 

habe und mit Repressalien und der Anwendung nicht rechtstaatlicher Mittel seitens 

der Freiheitlichen Partei Österreichs, welche den Sicherheitsapparat kontrollieren 

würde und faktisch in der Lage sei, ihm alles Mögliche zu unterstellen, Tathandlungen 

zu konstruieren, die ein vermeintlich strafrechtlich relevantes Vorgehen seinerseits 

fingieren sollen, rechnen würde. Dieses E-Mail des Angeklagten an die Präsident­

schaftskanzlei kann nicht als Beleg dafür herangezogen werden, dass sämtliche 

Vorwürfe gegen Hessenthaler Ergebnis konstruierter Ermittlungsergebnisse eines 

ausschließlich den Interessen der FPÖ dienenden Bundeskriminalamts wären. Der 

Angeklagte Hessenthaler hat offenbar die knapp zwei Jahre, die von der Herstellung 

des Ibiza-Videos 2017 bis zu dessen Veröffentlichung im Mai 2019 verstrichen sind, 

auch dafür genutzt, sich als Erzählung für die Öffentlichkeit und 

Strafverfolgungsbehörden zurecht zu legen, dass alle ihm nachteiligen 

Erhebungsschritte und -ergebnisse, Ausfluss politisch motivierter und beeinflusster 

Behördentätigkeit von Kriminalbeamten des Bundeskriminalamts wären. Im Kern hat 

er diesen Narrativ auch im Strafverfahren in allen Stadien aufrecht erhalten und nur 

den Kreis der Personen und Behörden, die in diese Verschwörung eingebunden sein 

sollen oder aus politischen Motiven handeln würden, weiter ausgedehnt (vgl. zuletzt 

seine Stellungnahme in der Hauptverhandlung vom 30.3.2022, ON 668a). So wurde 

mit dieser E12ählung zunächst das Auslieferungsverfahren in Deutschland bekämpft, 

in weiterer Folge im Ermittlungsverfahren erfolglos versucht, die nicht im Sinne des 

Angeklagten entscheidende Haft- und Rechtschutzrichterin abzulehnen (ON 204), und 

in der Hauptverhandlung der zuständige Staatsanwalt mit ins Persönliche gehenden 

Vorwürfen konfrontiert. Dass sich diese Verteidigungslinie des Angeklagten fortsetzen 

wird, ist anzunehmen, zumal in Teilen der öffentlichen Wahrnehmung, die für ihn 

offenkundig eine sehr hohe Bedeutung hat, seine Erzählung, man wolle ihn als 

Aufdecker mit konstruierten Vorwürfen aus dem Weg räumen, Anklang findet. Der 

Fokus, den der Angeklagte auf die öffentliche Wahrnehmung zu seiner Person gelegt 

hat, blendet jedoch die ausführlich erörterten Beweisergebnisse konsequent aus. 
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Die zu Beamten der Soko Tape (vgl. etwa die von dem Kriminalbeamten N *** R *** an 

Strache übermittelte Textnachricht, welche eindeutig eine parteipolitische 

und persönliche Sympathie erkennen lässt) festzustellenden parteipolitischen 

Tendenzen und die in den letzten Jahren wiederholt Gegenstand medialer 

Berichterstattung darstellenden Ermittlungen zu einzelnen Beamten bzw. 

ehemaligen Beamten des Bundeskriminalamts haben sicherlich dazu beigetragen, 

dass der Angeklagte mit seiner Verteidigungslinie des politisch verfolgten 

Aufdeckers in Teilbereichen der öffentlichen Wahrnehmung und Meinung und der 

damit einhergehenden medialen Berichterstattung zu übe12eugen vermag. Es ist 

aber zu berücksichtigen, dass das öffentlich wahrgenommene Bild, welches der 

Angeklagte auf naturgemäß manipulativ einseitige Weise und durch verkü12te 

Darstellung der Sachzusammenhänge von sich und den Vorgängen im 

Zusammenhang mit dem Ibiza Video gezeichnet hat, kein Kriterium für die 

Beurteilung in einem Strafverfahren darstellt und, wie die Auseinandersetzung 

mit dem Akteninhalt und eine Gesamtbetrachtung sämtlicher Beweisergebnisse - 

und nicht nur einzelner Indizien - zweifelsfrei belegt, kein belastbares 

Substrat:für die Hypothese der Verteidigung festgestellt werden konnte, die 

verfahrensgegeriständlichen Vorwürfe des Suchtgifthandels wären Ergebnis 

manipulierter Zeugenaussagen und politisch beeinflusster Erhebungstätigkeit von 

Kriminalbeamten. 

Die im Beilagenkonvolut ./Y von der Verteidigung vorgelegten und gemäß § 252 

Abs 2a StPO einverständlich verlesenen Wortprotokolle aus Inhaltsüberwachungen 

von Telekommunikationen beinhalten auszugsweise Gespräche, die nur mit sehr 

großzügig angelegtem Interpretationsspielraum in Zusammenhang mit gegen­

ständlicher Strafsache gebracht werden können. Die Verteidigung bemüht hier nach 

Ansicht des Schöffengerichts nicht in Zusammenhang mit den Tatvorwürfen und der 

Glaubwürdigkeit der Zeugen stehende Gesprächsdetails, aus denen kein 

Anhaltspunkt abgeleitet werden kann, der die Hypothese der Verteidigung des 

Angeklagten stützen würde, die Novomatic AG und Personen aus der Freiheitlichen 

Partei hätten sich zur Verleumdung von Hessenthaler verschworen. 

Auch das von der Verteidigung vorgelegte (ON 665) Schreiben der 

Behörden­leiterin der Wirtschafts- und Korruptionsstaatsanwaltschaft Wien an 

das Bundes­kriminalamt zu Handen OR D *** C ***, mit welchem äußerst 

medienwirksam der Soko Tape die Ermittlungsaufträge in Zusammenhang mit 

dem Ibiza-Verfahrens-
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komplex entzogen wurden, lässt keinen Zusammenhang zu den Erhebungen des 
Bundeskriminalamts im Verfahrenskomplex gegen Julian Hessenthaler erkennen. Es 
ist verständlich, dass die Verteidigung und der Angeklagte die in den letzten Monaten 
häufig Gegenstand medialer Berichterstattung bildenden Konflikte und allfälligen 
Malversationen im Umfeld der Ermittlungen zum Ibiza Verfahrenskomplex für sich zu 
nutzen versuchen, jedoch sind die von der Behördenleiterin in diesem Schreiben 
geäußerten Bedenken gegen Ermittler des Bundeskriminalamts nicht in 
Zusammenhang mit jenen Ermittlungen der Soko Tape zu bringen, die getrennt von 

den Ermittlungen durch die WKSIA Wien von der Staatsanwaltschaft Wien in der 
Strafsache gegen Julian Hessenthaler geleitet wurden. Diese Beweisführung der 
Verteidigung orientiert sich erneut lediglich nach öffentlichkeitswirksamer Inszenierung 
und lässt jeglichen Sachzusammenhang zu den in diesem Strafverfahren zu 
prüfenden Sachverhaltsfragen vermissen. 

Antrags der Verteidigung wurde in der Hauptverhandlung vom 30.03.2022 aus dem 
Datenstick zum Stammverfahren der Staatsanwaltschaft Wien ein Amtsvermerk vom 
14.04.2020 und die daran angeschlossene Verschriftung einer Audio-Aufzeichnung 
vom 12.06.2019 über ein Gespräch zwischen    K *** D *** und S *** K ***  gemäß§ 
252 Abs 2a StPO einverständlich verlesen. Der Angeklagte hat in seiner 
Stellungnahme in der Hauptverhandlung vom 30.03.2022 auf einzelne Passagen 
dieser Audio Aufzeichnungen Bezug genommen. Das Gespräch wurde zwischen K ***  
und D *** in Salzburg geführt. K *** hat den Kontakt mit D *** und später auch mit   
Strache nicht in Abrede gestellt. Es steht auch außer Zweifel, dass 
einzelne Personen aus der Freiheitlichen Partei bzw. der ehemalige Obmann 
der FPÖ, Strache, daran interessiert waren, an das vollständige Videomaterial zum 
Ibiza Video zu gelangen und allfällige Hintermänner, die einen Auftrag an 
Hessenthaler und Dr. Mirfakhrai erteilt haben könnten, auszuforschen. Über weite 
Teile bezieht sich das Gespräch zwischen K *** und D *** auf diese Themen. 
Warum die Verlesung dieser Verschriftlichung des Gespräches, welches von D 
*** aufgenommen wurde, nach mehr als einem Jahr Auslieferungs , Ermittlungs  und 
Hauptverfahren erst in der geplanterweise letzten Hauptverhandlung vom 
30.03.2022 vorgelegt wird, bleibt unerfindlich. Einzelne Details dieses 
Gesprächs zwischen K *** und D ***, auf welches sich der Angeklagte bezieht, 
sollen ein weiterer Beleg dafür sein, dass man versuche, Hessenthaler falsch zu 
belasten. Wenn etwa auf Seite 33f, ON 669, das Gespräch so interpretiert werden 
kann, dass man bei mangelnder Kooperation von 
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Hessenthaler mit einer Strafanzeige vorgehen werde, ist nicht erkennbar, inwieweit 
diese Behauptung die Hypothese des Angeklagten stützt. Es wurden gegen 
Hessenthaler wohl zahlreiche Strafanzeigen eingebracht. Dieser Umstand ist nicht 
gleich bedeutend damit, dass die Anzeigeinhalte den Angeklagten ungerechtfertigt der 
Gefahr strafrechtlicher Verfolgung aussetzen sollten. In keinem Detail des 
mehrstündigen Gesprächs zwischen D *** und K ***  ist davon die Rede, dass man 
sich zusammengetan hätte, um Hessenthaler zu verleumden. Auch die vom 
Angeklagten in sein!;!r Stellungnahme in der Hauptverhandlung vom 30.03.2022 
herausgearbeitete Passage, wonach Prof. Gert Schmidt gegenüber K *** angegeben 
habe, er würde Strache vertreten und sei ein guter Freund von Gudenus  
(vgl. Seite 61, ON 669), stützt: die These des Angeklagten nicht. Es mag sein, 
dass Prof. Schmidt, der bei der Akquirierung von Informationszuträgern durchaus 
manipulativ vorgegangen sein mag, dies gegenüber K *** behauptet hat, um seine 
Bedeutung zu überhöhen. Dass Schmidt mit Strache und vermehrt mit Gudenus 
in Kontakt stand   und die selbe Stoßrichtung in seiner Recherchetätigkeit 
verfolgte, steht unzweifelhaft fest. Ob er dabei über einen Auftrag von Strache 
verfügte oder ein solches Szenario besprochen worden war, ist nicht 
wesentlich. Im Übrigen wird das Bestehen eines solchen Auftrages voh Prof. 
Schmidt nachvollziehbar bestritten. Auch D *** nimmt auf Seite 61, ON 669, auf 
dieses Thema Bezug und verneint das Bestehen eines solchen Auftrages 
von Strache gegenüber Prof. Schmidt. Was aus diesen und anderen Details 
des Gesprächs zwischen K *** und D *** somit für den Standpunkt des 
Angeklagten zu gewinnen sein soll, ist nicht nachzuvollziehen. 

Von  T *** S *** bzw. dessen Rechtsvertretung wurden unaufgefordert 

mehrere Eingaben zu dieser Strafsache gemacht, mit denen im Wesentlichen 
Verhandlungsprotokolle zu jenen Verfahren vorgelegt wurden, auf die oben in der 
Beweiswürdigung schon näher eingegangen wurde (vgl. die Eingaben ON 619 und 
ON 639). Thematisch betreffen diese Eingaben bereits erörterte Komplexe um die 
Anlastungen von G *** W ***  zu Prof. Schmidt, die Überwachung von T ***               
S *** durch ein von Prof. Gert Schmidt bzw. dessen Unternehmen beauftragtes 
Detektivbüro und den Vorwurf der Bestimmung von G *** W *** durch Prof. Gert 
Schmidt dazu, im Auto von T *** S *** Suchtgift zu deponieren. Auf diesen 

Themenkomplex wurde bereits ausführlich eingegangen und wird diesbezüglich noch 
einmal betont, dass die daraus allenfalls zu ziehenden Anhaltspunkte eines 
unseriösen oder gar illegalen Vorhabens von Prof. Gert Schmidt gegenüber T ***     
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26/15m, wegen § 28 Abs 1 erster und zweiter Fall SMG und anderer strafbarer 

Handlungen nach dem Suchtmittelgesetz, zu welcher während des anhängigen 

Verfahrens nunmehr Tilgung eingetreten ist. 

Als allfällige weitere Strafmilderungsgründe kommen dem Angeklagten weder eine 

lange Verfahrensdauer noch ein Verstoß gegen das Beschleunigungsgebot zugute. 

Der Angeklagte hat mit zahlreichen Eingaben und Anträgen in sämtlichen 

Verfahrensabschnitten, beginnend mit dem in Deutschland geführten 

Auslieferungsverfahren, die Strafverfolgungsbehörden zu umfangreichen 

Entscheidungstätigkeiten und Beweisaufnahmeerfordernissen veranlasst. Wenngleich 

dies durch ihm zustehende Ausübung strafprozessualer Rechte erfolgte und insoweit 

nicht zu kritisieren ist, ist die Konsequenz eine längere Verfahrensdauer, die in 

Anbetracht der Erledigungserfordemisse und der umfangreichen Verfahrensschritte, 

die vom Auslieferungs- über das Ermittlungs- bis zum Hauptverfahren zu erfolgen 

hatten, als nicht unverhältnismäßig zu erachten ist. Zuletzt kam es im Hauptverfahren 

zu einer mehrmonatigen Verzögerung, weil der Angeklagte nicht damit einverstanden 

war, zwei im Rechtshilfeweg von den serbischen Behörden, nämlich einmal der 

zuständigen Kriminalpolizei und ein weiteres Mal des zuständigen serbischen 

Gerichts, bewirkte Zeugeneinvernahmeprotokolle über die Aussage von   Z ***   K *** 

zu verlesen, sodass deren Einvernahme im Wege der Videokonferenz in der 

Hauptverhandlung durchzuführen war. Das diesbezügliche Rechtshilfeersuchen wurde 

prompt nach der Hauptverhandlung vom 24.11.2021 abgefertigt und wurde versucht, 

das Rechtshilfeersuchen durch zahlreiche Urgenzen zu beschleunigen. Die drei 

Monate überschreitende Spanne zum Hauptverhandlungstermin am 16.2.2022 war 

erforderlich, weil durch die Weihnachtsfeiertage und die anschließenden Ferien eine 

Verzögerung der Erledigung des Rechtshilfeersuchens zu befürchten war und generell 

die Erfahrungen des Gerichts mit nach Serbien gestellten Rechtshilfeersuchen 

längere Erledigungszeiten erwarten ließen, sodass der darauffolgende Haupt­

verhandlungstermin mit einem gewissen Spielraum gewählt wurde. Dennoch konnte 

trotz mehrfacher Urgenzen die Einvernahme per Videokonferenz nicht durchgeführt 

werden und wurde das Gericht erst mehrere Wochen nach Einlangen des Rechtshilfe­

ersuchens in Serbien und wiederholten Urgenzen darüber in Kenntnis gesetzt, dass 

der Termin am 16.02.2022 nicht umzusetzen sei. Auch der weitere Termin, der für die 

Videokonferenzeinvernahme der Zeugin Z *** K *** in Aussicht genommen wurde, 

konnte nicht friktionsfrei umgesetzt werden und bedurfte es erneut einer Urgenz,  um 
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die serbischen Behörden zu entsprechendem Handeln zu veranlassen, sodass diese 

Einvernahme letztendlich in der Hauptverhandlung vom 16.3.2022 durchgeführt 

werden konnte. 

Unter Abwägung d,er aufgezeigten Strafzumessungsgründe erschien im Hinblick auf 

die Persönlichkeit de'.s Angeklagten sowie unter Bedachtnahme auf die Auswirkungen 
der Strafe und anderer zu erwartenden Folgen der Tat auf das künftige Leben des 

Täters in der Gesellschaft die verhängte Freiheitsstrafe von drei Jahren und sechs 

Monaten schuldangemessen und dem Unrechtsgehalt der Tat entsprechend und 

entfaltet auch die erforderliche generalpäventive Wirkung. 

Die Abweisung de;:; Antrags der Staatsanwaltschaft nach § 20 Abs 3 StGB erfolgte 

aus Verhältnismäßigkeitsüberlegungen gemäß § 20a Abs 3 StGB, weil die 

Hereinbringung eines Wertersatzverfalls in Anbetracht der wirtschaftlichen 

Leistungsfähigkeit des Angeklagten realistischerweise nicht zu erwarten ist. 

Die Entscheidung über die Vorhaftanrechnung und die Kostenentscheidung 

gründen sich auf die bezogenen Gesetzesstellen. 

Landesgericht St. Pölten, Abteilung 17 

St. Pölten, am 30.3.2022 

Mag. M *** P ***, Richter

Elektronische Ausfertigung 

gemäß § 79 GOG 




